Gesetz- und Verordnungsblatt
fiir das Land Brandenburg

Teil II — Verordnungen

29. Jahrgang Potsdam, den 4. Januar 2018 Nummer 1

Verordnung iiber den Bau und Betrieb von Versammlungsstiitten im Land Brandenburg

(Brandenburgische Versammlungsstittenverordnung — BbgVStittV)"”

Vom 28. November 2017

Auf Grund des § 86 Absatz 1 Nummer 1 und Nummer 4 bis 6, Absatz 3 Satz 1 Nummer 2, 4, 5, 7 und 8 sowie
Absatz 3 Satz 2 in Verbindung mit § 85 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Brandenburgischen Bauordnung vom
19. Mai 2016 (GVBI. I Nr. 14) verordnet die Ministerin fiir Infrastruktur und Landesplanung:
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Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§1

Anwendungsbereich, Anzahl der Besucherinnen und Besucher

Die Vorschriften dieser Verordnung gelten fiir den Bau und Betrieb von

Versammlungsstétten mit Versammlungsrdumen, die einzeln mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen.
Sie gelten auch fiir Versammlungsstitten mit mehreren Versammlungsrdumen, die insgesamt mehr als

200 Besucherinnen und Besucher fassen, wenn diese Versammlungsraume gemeinsame Rettungswege haben,

Versammlungsstétten im Freien mit Szenenflichen und Tribiinen, die keine fliegenden Bauten sind und ins-

gesamt mehr als 1 000 Besucherinnen und Besucher fassen,

Sportstadien und Freisportanlagen mit Tribiinen, die keine fliegenden Bauten sind, und die jeweils insgesamt

mehr als 5 000 Besucherinnen und Besucher fassen.

Soweit sich aus den Bauvorlagen nichts anderes ergibt, ist die Anzahl der Besucherinnen und Besucher im

Sinne dieser Verordnung wie folgt zu ermitteln:

1. fiir Sitzplitze an Tischen ein Besucher je Quadratmeter Grundflidche des Versammlungsraumes,
2. fur Sitzpldtze in Reihen zwei Besucher je Quadratmeter Grundflache des Versammlungsraumes,
3. fiir Stehpldtze auf Stufenreihen zwei Besucher je laufender Meter Stufenreihe,

4.  bei Ausstellungsrdumen ein Besucher je Quadratmeter Grundfldche des Versammlungsraumes,
5. fiir sonstige Stehplitze mindestens zwei Besucher je Quadratmeter Grundfliche.
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Fiir Besucherinnen und Besucher nicht zugéngliche Flichen werden in die Berechnung nicht einbezogen. Fiir Ver-
sammlungsstitten im Freien, flir Freisportanlagen und fiir Sportstadien gelten Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Nummer 5
sowie Satz 2 entsprechend.

(3) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht fiir

1.  Riume, die dem Gottesdienst gewidmet sind,

2. Unterrichtsrdume in allgemein- und berufsbildenden Schulen,

3. Ausstellungsrdume in Museen,

4.  Fliegende Bauten.

(4) Werden bauliche Anlagen, die fiir eine andere Nutzung bauaufsichtlich genehmigt sind, im Einzelfall als Ver-
sammlungsstitte genutzt, sind die Bestimmungen dieser Verordnung entsprechend anzuwenden.

(5) Soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes geregelt ist, sind auf tragende und aussteifende sowie auf
raumabschlieBende Bauteile die Anforderungen der Brandenburgischen Bauordnung an diese Bauteile in Gebauden
der Gebaudeklasse 5 anzuwenden. Die Erleichterungen des § 30 Absatz 3 Satz 2, § 31 Absatz4 Nummer 1 und 2,

§ 36 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, § 39 Absatz 1 Nummer 4, § 40 Absatz 1 Nummer 1 und 3 sowie des § 41 Absatz 5
Nummer 1 und 3 der Brandenburgischen Bauordnung sind nicht anzuwenden.

§2
Begriffe
(1) Versammlungsstétten sind bauliche Anlagen oder Teile baulicher Anlagen, die fiir die gleichzeitige Anwesen-
heit vieler Menschen bei Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, kiinst-
lerischer, politischer, sportlicher oder unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- und Speisewirtschaften.
(2) Erdgeschossige Versammlungsstitten sind Gebdude mit nur einem Geschoss ohne Rénge oder Emporen, dessen
FuBBboden an keiner Stelle mehr als 1 Meter unter der Gelédndeoberfldche liegt; dabei bleiben Geschosse auler Be-

tracht, die ausschlieBlich der Unterbringung technischer Anlagen und Einrichtungen dienen.

(3) Versammlungsraume sind Rdume fiir Veranstaltungen oder fiir den Verzehr von Speisen und Getrdanken. Hierzu
gehoren auch Aulen und Foyers, Vortrags- und Horséle sowie Studios.

(4) Szenenflachen sind Flachen fiir kiinstlerische und andere Darbietungen; fiir Darbietungen bestimmte Flachen
unter 20 Quadratmeter gelten nicht als Szenenfldchen.

(5) In Versammlungsstitten mit einem Biihnenhaus ist

1. das Zuschauerhaus der Gebdudeteil, der die Versammlungsraume und die mit ihnen in baulichem Zusammen-
hang stehenden Raume umfasst,

2. das Biithnenhaus der Gebaudeteil, der die Bithnen und die mit ihnen in baulichem Zusammenhang stehenden
Réume umfasst,

3. die Bithnendffnung die Offnung in der Trennwand zwischen der Hauptbiihne und dem Versammlungsraum,

4.  die Biihne der hinter der Bithnen6ffhung liegende Raum mit Szenenfléchen; zur Biihne zéhlen die Hauptbiihne
sowie die Hinter- und Seitenbiihnen einschlielich der jeweils zugehorigen Ober- und Unterbiihnen,

5. eine GroBbiihne eine Biihne
a)  mit einer Szenenflache hinter der Bithnenéffnung von mehr als 200 Quadratmeter,

b)  mit einer Oberbithne mit einer lichten Hohe von mehr als 2,5 Meter iiber der Bithnendffnung oder
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¢)  mit einer Unterbiihne,

6.  die Unterbiihne der begehbare Teil des Bithnenraumes unter dem Biithnenboden, der zur Unterbringung einer
Untermaschinerie geeignet ist,

7. die Oberbiithne der Teil des Biithnenraumes iiber der Biithnendffnung, der zur Unterbringung einer Oberma-
schinerie geeignet ist.

(6) Mehrzweckhallen sind iiberdachte Versammlungsstitten fiir verschiedene Veranstaltungsarten.
(7) Studios sind Produktionsstitten fiir Film, Fernsehen und Horfunk und mit Besucherplétzen.
(8) Foyers sind Empfangs- und Pausenrdume fiir Besucherinnen und Besucher.

(9) Ausstattungen sind Bestandteile von Biithnen- oder Szenenbildern. Hierzu gehdren insbesondere Wand-, Fuf3-
boden- und Deckenelemente, Bildwénde, Treppen und sonstige Biihnenbildteile.

(10) Requisiten sind bewegliche Einrichtungsgegenstinde von Biihnen- oder Szenenbildern. Hierzu gehdren ins-
besondere Mobel, Leuchten, Bilder und Geschirr.

(11) Ausschmiickungen sind voriibergehend eingebrachte Dekorationsgegenstinde. Zu den Ausschmiickungen
gehoren insbesondere Drapierungen, Girlanden, Fahnen und kiinstlicher Pflanzenschmuck.

(12) Sportstadien sind Versammlungsstitten mit Tribiinen fiir Besucherinnen und Besucher und mit nicht iiber-
dachten Sportflachen.

(13) Tribilinen sind bauliche Anlagen mit ansteigenden Steh- oder Sitzplatzreihen (Stufenreihen) fiir Besucherinnen
und Besucher.

(14) Innenbereich ist die von Tribiinen umgebene Fliche fiir Darbietungen.

Teil 2

Allgemeine Bauvorschriften

Abschnitt 1

Bauteile und Baustoffe

§3

Bauteile

(1) Tragende und aussteifende Bauteile, wie Wénde, Pfeiler, Stiitzen und Decken, miissen feuerbestdndig, in erd-
geschossigen Versammlungsstitten feuerhemmend sein. Satz 1 gilt nicht fiir erdgeschossige Versammlungsstétten
mit automatischen Feuerloschanlagen.

(2) AuBenwinde mehrgeschossiger Versammlungsstétten miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
(3) Trennwénde sind erforderlich zum Abschluss von Versammlungsraumen und Biihnen. Diese Trennwinde
miissen feuerbestdndig, in erdgeschossigen Versammlungsstitten mindestens feuerhemmend sein. In der Trennwand

zwischen der Bithne und dem Versammlungsraum ist eine Bithnen6ffnung zuldssig.

(4) Werkstitten, Magazine und Lagerrdume sowie Rdume unter Tribiinen und Podien miissen feuerbestéindige
Trennwinde und Decken haben.
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(5) Der FuBboden von Szenenflichen muss fugendicht sein. Betriebsbedingte Offnungen sind zulissig. Die Unter-
konstruktion, mit Ausnahme der Lagerhdlzer, muss aus nichtbrennbaren Baustoffen bestchen. R&ume unter dem
FufB3boden, die nicht zu einer Unterbithne gehdren, miissen feuerbestdndige Wande und Decken haben.

(6) Die Unterkonstruktion der Fulbdden von Triblinen und Podien, die verdnderbare Einbauten in Versammlungs-
rdumen sind, muss aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt nicht fiir Podien mit insgesamt nicht mehr als
20 Quadratmeter Flache.

(7) Verénderbare Einbauten sind so auszubilden, dass sie in ihrer Standsicherheit nicht durch dynamische Schwin-
gungen gefdhrdet werden konnen.

§4

Dicher

(1) Tragwerke von Déchern, die den oberen Abschluss von Rdumen der Versammlungsstitte bilden oder die von
diesen Radumen nicht durch feuerbestindige Bauteile getrennt sind, miissen feuerhemmend sein. Tragwerke von
Déchern iiber Triblinen und Szenenflichen im Freien miissen mindestens feuerhemmend sein oder aus nichtbrenn-
baren Baustoffen bestehen. Satz 1 gilt nicht fiir Versammlungsstétten mit automatischen Feuerldschanlagen.

(2) Bedachungen, ausgenommen Dachhaut und Dampfsperre, miissen bei Dichern, die den oberen Abschluss von
Réumen der Versammlungsstitte bilden oder die von diesen Rdumen nicht durch feuerbestindige Bauteile getrennt
sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen hergestellt werden. Dies gilt nicht fiir Bedachungen iiber Versammlungsraumen
mit nicht mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfliache.

(3) Lichtdurchléssige Bedachungen iiber Versammlungsrdumen miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
Bei Versammlungsrdaumen mit automatischen Feuerloschanlagen geniigen schwerentflammbare Baustoffe, die nicht
brennend abtropfen konnen.

§5

Déimmstoffe, Unterdecken, Bekleidungen und Bodenbeliige
(1) Déammstoffe miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(2) Bekleidungen an Winden in Versammlungsrdumen miissen aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen
bestehen. In Versammlungsrdaumen mit nicht mehr als 1 000 Quadratmeter Grundflidche geniigen geschlossene nicht
hinterliiftete Holzbekleidungen.

(3) Unterdecken und Bekleidungen an Decken in Versammlungsrdaumen miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen. In Versammlungsrdumen mit nicht mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfldche geniigen Bekleidungen aus
mindestens schwerentflammbaren Baustoffen oder geschlossene nicht hinterliiftete Holzbekleidungen.

(4) In Foyers, durch die Rettungswege aus anderen Versammlungsrdumen fiihren, in notwendigen Treppenrdumen,
Réumen zwischen notwendigen Treppenrdumen und Ausgéngen ins Freie sowie notwendigen Fluren miissen Unter-
decken und Bekleidungen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.

(5) Unterdecken und Bekleidungen, die mindestens schwerentflammbar sein miissen, diirfen nicht brennend ab-
tropfen.

(6) Unterkonstruktionen, Halterungen und Befestigungen von Unterdecken und Bekleidungen nach den Absétzen 2
bis 4 miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt nicht fiir Versammlungsraume mit nicht mehr als
100 Quadratmeter Grundfliache. In den Hohlrdumen hinter Unterdecken und Bekleidungen aus brennbaren Baustoffen
diirfen Kabel und Leitungen nur in Installationsschéchten oder Installationskanélen aus nichtbrennbaren Baustoffen
verlegt werden.

(7) In notwendigen Treppenrdumen, Rdumen zwischen notwendigen Treppenrdumen und Ausgéngen ins Freie
miissen Bodenbeldge nichtbrennbar sein. In notwendigen Fluren sowie in Foyers, durch die Rettungswege aus an-
deren Versammlungsrdumen fiihren, miissen Bodenbeldge mindestens schwerentflammbar sein.
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Abschnitt 2

Rettungswege

§6
Fiihrung der Rettungswege

(1) Rettungswege miissen ins Freie zu 6ffentlichen Verkehrsflichen fithren. Zu den Rettungswegen von Versamm-
lungsstétten gehoren insbesondere die frei zu haltenden Génge und Stufengéinge, die Ausgénge aus Versammlungs-
rdumen, die notwendigen Flure und notwendigen Treppen, die Ausginge ins Freie, die als Rettungsweg dienenden
Balkone, Dachterrassen und Aufentreppen sowie die Rettungswege im Freien auf dem Grundstiick.

(2) Versammlungsstitten miissen in jedem Geschoss mit Aufenthaltsrdumen mindestens zwei voneinander unab-
héngige bauliche Rettungswege haben; dies gilt fiir Triblinen entsprechend. Die Fithrung beider Rettungswege inner-
halb eines Geschosses durch einen gemeinsamen notwendigen Flur ist zuldssig. Rettungswege diirfen iiber Balkone,
Dachterrassen und Auflentreppen auf das Grundstiick fithren, wenn sie im Brandfall sicher begehbar sind.

(3) Rettungswege diirfen iiber Génge und Treppen durch Foyers oder Hallen zu Ausgéngen ins Freie gefiihrt wer-
den, soweit mindestens ein weiterer von dem Foyer oder der Halle unabhéngiger baulicher Rettungsweg vorhanden
ist. Foyers oder Hallen diirfen nicht als Raum zwischen notwendigen Treppenrdumen und Ausgingen ins Freie im
Sinne des § 35 Absatz 3 Satz 2 der Brandenburgischen Bauordnung dienen.

(4) Versammlungsstitten miissen fiir Geschosse mit jeweils mehr als 800 Besucherplédtzen nur diesen Geschossen
zugeordnete Rettungswege haben.

(5) Versammlungsrdume und sonstige Aufenthaltsriume, die fiir mehr als 100 Besucherinnen und Besucher be-
stimmt sind oder mehr als 100 Quadratmeter Grundfliche haben, miissen jeweils mindestens zwei mdglichst weit
auseinander und entgegengesetzt liegende Ausginge ins Freie oder zu Rettungswegen haben. Die nach § 7 Absatz 4
Satz 1 ermittelte Breite ist moglichst gleichmidfBig auf die Ausgénge zu verteilen; die Mindestbreiten nach § 7 Ab-
satz 4 Satz 3 und 4 bleiben unberiihrt.

(6) Ausginge und sonstige Rettungswege miissen durch Sicherheitszeichen dauerhaft und gut sichtbar gekenn-
zeichnet sein.

§7

Bemessung der Rettungswege

(1) Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum nichsten Ausgang aus dem Versammlungsraum darf nicht
langer als 30 Meter sein. Bei mehr als 5 Meter lichter Hohe ist je 2,5 Meter zusitzlicher lichter Hohe iiber der fiir
Besucherinnen und Besucher zugénglichen Ebene fiir diesen Bereich eine Verldngerung der Entfernung um 5 Meter
zuldssig. Die Entfernung von 60 Meter bis zum néchsten Ausgang darf nicht {iberschritten werden. Die Sdtze 1 bis 3
gelten fiir Tribiinen auerhalb von Versammlungsrdumen sinngemés.

(2) Die Entfernung von jeder Stelle einer Biihne bis zum néchsten Ausgang darf nicht ldnger als 30 Meter sein.
Giénge zwischen den Wénden der Bithne und dem Rundhorizont oder den Dekorationen miissen eine lichte Breite von
1,20 Meter haben; in GroBbithnen miissen diese Gidnge vorhanden sein.

(3) Die Entfernung von jeder Stelle eines notwendigen Flures oder eines Foyers bis zum Ausgang ins Freie oder zu
einem notwendigen Treppenraum darf nicht langer als 30 Meter sein.

(4) Die Breite der Rettungswege ist nach der grofitmoglichen Personenzahl zu bemessen. Dabei muss die lichte
Breite eines jeden Teils von Rettungswegen fiir die darauf angewiesenen Personen mindestens betragen bei

1. Versammlungsstitten im Freien sowie Sportstadien 1,20 Meter je 600 Personen,

2. anderen Versammlungsstitten 1,20 Meter je 200 Personen;
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Zwischenwerte sind zuldssig. Die lichte Mindestbreite eines jeden Teils von Rettungswegen muss 1,20 Meter be-
tragen. Bei Rettungswegen von Versammlungsrdumen mit nicht mehr als 200 Besucherplédtzen und bei Rettungs-
wegen im Biihnenhaus geniigt eine lichte Breite von 0,90 Meter. Fiir Rettungswege von Arbeitsgalerien geniigt eine
Breite von 0,80 Meter.

(5) Ausstellungshallen miissen durch Génge so unterteilt sein, dass die Tiefe der zur Aufstellung von Ausstellungs-
stinden bestimmten Grundflichen (Ausstellungsflichen) nicht mehr als 30 Meter betrdgt. Die Entfernung von jeder
Stelle auf einer Ausstellungsflache bis zu einem Gang darf nicht mehr als 20 Meter betragen; sie wird auf die nach
Absatz 1 bemessene Entfernung nicht angerechnet. Die Génge miissen auf mdglichst geradem Weg zu entgegen-
gesetzt liegenden Ausgingen fithren. Die lichte Breite der Génge und der zugehorigen Ausgidnge muss mindestens
3 Meter betragen.

(6) Die Entfernungen werden in der Lauflinie gemessen.

§8
Treppen

(1) Die Fiihrung der jeweils anderen Geschossen zugeordneten notwendigen Treppen in einem gemeinsamen not-
wendigen Treppenraum (Schachteltreppen) ist zuléssig.

(2) Notwendige Treppen miissen feuerbestéindig sein. Fiir notwendige Treppen in notwendigen Treppenrdumen
oder als Auflentreppen geniigen nichtbrennbare Baustoffe. Fiir notwendige Treppen von Triblinen und Podien als
verdanderbare Einbauten geniigen Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen und Stufen aus Holz. Die Sdtze 1 bis 3
gelten nicht fiir notwendige Treppen von Ausstellungsstanden.

(3) Die lichte Breite notwendiger Treppen darf nicht mehr als 2,40 Meter betragen.

(4) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherverkehr dienende Treppen miissen auf beiden Seiten feste
und griffsichere Handldufe ohne freie Enden haben. Die Handlaufe sind iiber Treppenabsitze fortzufiihren.

(5) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherverkehr dienende Treppen miissen geschlossene Tritt-
stufen haben; dies gilt nicht fiir AuBBentreppen.

(6) Wendeltreppen sind als notwendige Treppen fiir Besucherinnen und Besucher unzuléssig.

§9

Tiiren und Tore

(1) Tiren und Tore in raumabschlieBenden Innenwénden, die feuerbestidndig sein miissen, sowie in inneren
Brandwinden, miissen mindestens feuerhemmend, rauchdicht und selbstschlieend sein.

(2) Tiren und Tore in raumabschlieBenden Innenwidnden, die feuerhemmend sein miissen, miissen mindestens
rauchdicht und selbstschliefend sein.

(3) Tiiren in Rettungswegen miissen in Fluchtrichtung aufschlagen und diirfen keine Schwellen haben. Wahrend
des Aufenthaltes von Personen in der Versammlungsstitte miissen die Tiiren der jeweiligen Rettungswege jederzeit
von innen leicht und in voller Breite gedffnet werden konnen.

(4) Schiebetiiren sind im Zuge von Rettungswegen unzuléssig, dies gilt nicht fiir automatische Schiebetiiren, die
die Rettungswege nicht beeintrichtigen. Pendeltliren miissen in Rettungswegen Vorrichtungen haben, die ein Durch-
pendeln der Tiiren verhindern.

(5) Tiiren, die selbstschlieBend sein miissen, diirfen offengehalten werden, wenn sie Einrichtungen haben, die bei
Raucheinwirkung ein selbsttitiges Schliefen der Tiiren bewirken; sie miissen auch von Hand geschlossen werden
konnen.
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(6) Mechanische Vorrichtungen zur Vereinzelung oder Zéhlung von Besucherinnen und Besuchern, wie Drehtiiren
oder -kreuze, sind in Rettungswegen unzuldssig; dies gilt nicht fiir mechanische Vorrichtungen, die im Gefahrenfall
von innen leicht und in voller Breite gedffnet werden kdnnen.

Abschnitt 3

Besucherplitze und Einrichtungen fiir Besucherinnen und Besucher

§ 10
Bestuhlung, Ginge und Stufengiinge

(1) In Reihen angeordnete Sitzpldtze miissen unverriickbar befestigt sein; werden nur voriibergehend Stiihle auf-
gestellt, so sind sie in den einzelnen Reihen fest miteinander zu verbinden. Satz 1 gilt nicht fiir Gaststétten und Kan-
tinen sowie fiir abgegrenzte Bereiche von Versammlungsrdumen mit nicht mehr als 20 Sitzpldtzen und ohne Stufen,
wie Logen.

(2) Die Sitzplatzbereiche der Tribiinen von Versammlungsstitten mit mehr als 5 000 Besucherpldtzen miissen
unverriickbar befestigte Einzelsitze haben.

(3) Sitzpldtze miissen mindestens 0,50 Meter breit sein. Zwischen den Sitzplatzreihen muss eine lichte Durch-
gangsbreite von mindestens 0,40 Meter vorhanden sein.

(4) Sitzplitze miissen in Blocken von hochstens 30 Sitzplatzreihen angeordnet sein. Hinter und zwischen den
Blocken miissen Géange mit einer Mindestbreite von 1,20 Meter vorhanden sein. Die Génge miissen auf moglichst
kurzem Weg zum Ausgang fiihren.

(5) Seitlich eines Ganges diirfen hochstens zehn Sitzpldtze, bei Versammlungsstitten im Freien und Sportstadien
hochstens 20 Sitzpldtze angeordnet sein. Zwischen zwei Seitengéingen diirfen 20 Sitzplétze, bei Versammlungsstitten
im Freien und Sportstadien hochstens 40 Sitzpldtze angeordnet sein. In Versammlungsrdumen diirfen zwischen
zwei Seitengidngen hochstens 50 Sitzplitze angeordnet sein, wenn auf jeder Seite des Versammlungsraumes fiir
jeweils vier Sitzreihen eine Tiir mit einer lichten Breite von 1,20 Meter angeordnet ist.

(6) Von jedem Tischplatz darf der Weg zu einem Gang nicht ldnger als 10 Meter sein. Der Abstand von Tisch zu
Tisch soll 1,50 Meter nicht unterschreiten.

(7) In Versammlungsrdumen mit Reihenbestuhlung miissen
1. von bis zu 5 000 vorhandenen Besucherplédtzen mindestens 1 Prozent und
2. von dariiber hinaus vorhandenen Besucherplitzen mindestens 0,5 Prozent,

mindestens jedoch zwei Plétze als Flachen fiir Rollstuhlbenutzerinnen und Rollstuhlbenutzer freigehalten werden.
Die Plédtze und die Wege zu ihnen sind durch Hinweisschilder gut sichtbar zu kennzeichnen. Fiir Versammlungs-
stitten im Freien, Freisportanlagen und Sportstadien gelten die Sitze 1 und 2 entsprechend.

(8) Stufen in Géngen (Stufengénge) miissen eine Steigung von mindestens 0,10 Meter und hochstens 0,19 Meter
und einen Auftritt von mindestens 0,26 Meter haben. Der Fulboden des Durchganges zwischen Sitzplatzreihen und
der Fufboden von Stehplatzreihen muss mit dem anschlieBenden Auftritt des Stufenganges auf einer Hohe liegen.
Stufengénge in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besucherplédtzen und in Sportstadien miissen sich durch farb-
liche Kennzeichnung von den umgebenden Fliachen deutlich abheben.
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§11

Abschrankungen und Schutzvorrichtungen

(1) Fléachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an tiefer liegende Flachen an-
grenzen, sind mit Abschrankungen zu umwehren, soweit sie nicht durch Stufengéinge oder Rampen mit der tiefer
liegenden Flache verbunden sind. Satz 1 ist nicht anzuwenden:

1. fiir die den Besucherinnen und Besuchern zugewandten Seiten von Bithnen und Szenenfléchen,

2. vor Stufenreihen, wenn die Stufenreihe nicht mehr als 0,50 Meter iiber dem FuBboden der davor liegenden
Stufenreihe oder des Versammlungsraumes liegt oder

3. vor Stufenreihen, wenn die Riickenlehnen der Sitzplitze der davor liegenden Stufenreihe den Fuflboden der
hinteren Stufenreihe um mindestens 0,65 Meter iiberragen.

(2) Abschrankungen, wie Umwehrungen, Gelédnder, Wellenbrecher, Zaune, Absperrgitter oder Glaswénde, miissen
mindestens 1,10 Meter hoch sein. Umwehrungen und Gelédnder von Flachen, auf denen mit der Anwesenheit von
Kleinkindern zu rechnen ist, sind so zu gestalten, dass ein Uberklettern erschwert wird; der Abstand von Um-
wehrungs- und Gelénderteilen darf in einer Richtung nicht mehr als 0,12 Meter betragen.

(3) Vor Sitzplatzreihen geniigen Umwehrungen von 0,90 Meter Hohe; bei mindestens 0,20 Meter Briistungsbreite
der Umwehrung geniigen 0,80 Meter; bei mindestens 0,50 Meter Briistungsbreite geniigen 0,70 Meter. Liegt die
Stufenreihe nicht mehr als 1 Meter iiber dem FuBlboden der davor liegenden Stufenreihe oder des Versammlungs-
raumes, geniigen vor Sitzplatzreihen 0,65 Meter.

(4) Abschrankungen in den fiir Besucherinnen und Besucher zugénglichen Bereichen miissen so bemessen sein,
dass sie dem Druck einer Personengruppe standhalten.

(5) Die FuBboden und Stufen von Tribiinen, Podien, Biihnen oder Szenenflichen diirfen keine Offnungen haben,
durch die Personen abstiirzen kénnen.

(6) Spielfelder, Manegen, Fahrbahnen fiir den Rennsport und Reitbahnen miissen durch Abschrankungen, Netze
oder andere Vorrichtungen so gesichert sein, dass Besucherinnen und Besucher durch die Darbietung oder den Be-
trieb des Spielfeldes, der Manege oder der Bahn nicht gefihrdet werden. Fiir Darbietungen und fiir den Betrieb tech-
nischer Einrichtungen im Luftraum iiber den Besucherplétzen gilt Satz 1 entsprechend.

(7) Werden Besucherplitze im Innenbereich von Fahrbahnen angeordnet, so muss der Innenbereich ohne Betreten
der Fahrbahnen erreicht werden kdnnen.

§12

Toilettenriume

(1) Versammlungsstitten miissen getrennte Toilettenrdume fiir Damen und Herren haben. Toiletten sollen in jedem
Geschoss mit Besucherplétzen angeordnet werden. Es sollen mindestens vorhanden sein fiir:

Besucherplitze Damen Herren
Toiletten Toiletten Urinalbecken
bis 100 3 1 2
iber 100 je weitere 100 1,2 0,4 0,8
tiber 1 000 je weitere 100 0,9 0,3 0,6
iiber 20 000 je weitere 100 0,6 0,2 0,4.

Die ermittelten Zahlen sind auf ganze Zahlen aufzurunden. Soweit die Aufteilung der Toilettenrdume nach Satz 2
nach der Art der Veranstaltung nicht zweckmaBig ist, kann fiir die Dauer der Veranstaltung eine andere Aufteilung
erfolgen, wenn die Toilettenrdume entsprechend gekennzeichnet werden. Auf dem Geldnde der Versammlungsstitte
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oder in der Ndhe vorhandene Toiletten kénnen angerechnet werden, wenn sie fiir die Besucherinnen und Besucher
der Versammlungsstétte zugénglich sind.

(2) Mindestens eine je zwolf der nach Absatz 1 erforderlichen Toiletten muss barrierefrei sein. Absatz 1 Satz 2 gilt
entsprechend.

(3) Jeder Toilettenraum muss einen Vorraum mit Waschbecken haben.

§13

Barrierefreie Stellpliitze

Die Zahl der notwendigen barrierefreien Stellplitze muss mindestens der Hélfte der Zahl der nach § 10 Absatz 7
erforderlichen Besucherplitze entsprechen. Auf diese Stellpldtze ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen.

Abschnitt 4

Technische Anlagen und Einrichtungen, besondere Riiume

§ 14

Sicherheitsstromversorgungsanlagen, elektrische Anlagen und Blitzschutzanlagen

(1) Versammlungsstitten miissen eine Sicherheitsstromversorgungsanlage haben, die bei Ausfall der Stromver-
sorgung den Betrieb der sicherheitstechnischen Anlagen und Einrichtungen tibernimmt, insbesondere der

1. Sicherheitsbeleuchtung,

2. automatischen Feuerldschanlagen und Druckerhdhungsanlagen fiir die Loschwasserversorgung,

3. Rauchabzugsanlagen,

4.  Brandmeldeanlagen,

5. Alarmierungsanlagen.

(2) In Versammlungsstitten fiir verschiedene Veranstaltungsarten, wie Mehrzweckhallen, Theater und Studios,
sind fiir die voriibergehende Verlegung beweglicher Kabel und Leitungen bauliche Vorkehrungen, wie Installations-
schéchte und -kanédle oder Abschottungen, zu treffen, die die Ausbreitung von Feuer und Rauch verhindern und die
sichere Begehbarkeit, insbesondere der Rettungswege, gewéhrleisten.

(3) Elektrische Schaltanlagen diirfen fiir Besucherinnen und Besucher nicht zuginglich sein.

(4) Versammlungsstitten miissen Blitzschutzanlagen haben, die auch die sicherheitstechnischen Einrichtungen
schiitzen (duferer und innerer Blitzschutz).

§15
Sicherheitsbeleuchtung

(1) In Versammlungsstitten muss eine Sicherheitsbeleuchtung vorhanden sein, die so beschaffen ist, dass Arbeits-
vorgange auf Bithnen und Szenenflidchen sicher abgeschlossen werden kénnen und sich Besucherinnen und Besucher,
Mitwirkende und Betriebsangehdrige auch bei vollstindigem Versagen der allgemeinen Beleuchtung bis zu 6ffent-
lichen Verkehrsflachen hin gut zurechtfinden konnen.
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Eine Sicherheitsbeleuchtung muss vorhanden sein

in notwendigen Treppenrdumen, in Rdumen zwischen notwendigen Treppenrdumen und Ausgéngen ins Freie
und in notwendigen Fluren,

in Versammlungsrdumen sowie in allen iibrigen Rdumen fiir Besucherinnen und Besucher (zum Beispiel
Foyers, Garderoben, Toiletten),

fur Bithnen und Szenenflachen,

in den Réumen fiir Mitwirkende und Beschéftigte mit mehr als 20 Quadratmeter Grundflache, ausgenommen
Biirordume,

in elektrischen Betriebsrdumen, in Rdumen fiir haustechnische Anlagen sowie in Scheinwerfer- und Bildwerfer-
raumen,

in Versammlungsstitten im Freien und Sportstadien, die wéhrend der Dunkelheit benutzt werden,
fiir Sicherheitszeichen von Ausgéngen und Rettungswegen,
fiir Stufenbeleuchtungen.

In betriebsmiBig verdunkelten Versammlungsrdumen, auf Bithnen und Szenenflichen muss eine Sicherheits-

beleuchtung in Bereitschaftsschaltung vorhanden sein. Die Ausgénge, Génge und Stufen im Versammlungsraum
miissen auch bei Verdunklung unabhingig von der iibrigen Sicherheitsbeleuchtung erkennbar sein. Bei Géngen in
Versammlungsraumen mit auswechselbarer Bestuhlung sowie bei Sportstadien mit Sicherheitsbeleuchtung ist eine
Stufenbeleuchtung nicht erforderlich.

(M

§ 16
Rauchableitung

Versammlungsraume und sonstige Aufenthaltsrdume mit jeweils mehr als 50 Quadratmeter Grundfliche sowie

Magazine, Lagerrdume und Szenenflichen mit jeweils mehr als 200 Quadratmeter Grundflache, Biithnen und not-
wendige Treppenrdume miissen zur Unterstiitzung der Brandbekdmpfung entraucht werden konnen.

@

Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbesondere erfiillt bei

Versammlungsrdumen und sonstigen Aufenthaltsrdumen bis 200 Quadratmeter Grundfliche, wenn diese
Réume Fenster nach § 47 Absatz 2 der Brandenburgischen Bauordnung haben,

Versammlungsrdaumen, sonstigen Aufenthaltsriumen, Magazinen und Lagerrdumen mit nicht mehr als
1 000 Quadratmeter Grundfliche, wenn diese Riume entweder an der obersten Stelle Offnungen zur Rauch-
ableitung mit einem freien Querschnitt von insgesamt 1 Prozent der Grundfliche oder im oberen Drittel der
AuBenwinde angeordnete Offnungen, Tiiren oder Fenster mit einem freien Querschnitt von insgesamt
2 Prozent der Grundfldche haben und Zuluftflichen in insgesamt gleicher Grofe, jedoch mit nicht mehr als
12 Quadratmeter freiem Querschnitt, vorhanden sind, die im unteren Raumdrittel angeordnet werden sollen,

Versammlungsrdumen, sonstigen Aufenthaltsrdiumen, Magazinen und Lagerrdumen mit mehr als 1 000 Qua-
dratmeter Grundfldche, wenn diese Rdume Rauchabzugsanlagen haben, bei denen je hochstens 400 Quadrat-
meter der Grundfliche mindestens ein Rauchabzugsgerdt mit mindestens 1,5 Quadratmeter aerodynamisch
wirksamer Flache im oberen Raumdrittel angeordnet wird, je hochstens 1 600 Quadratmeter Grundfléche min-
destens eine Auslosegruppe fiir die Rauchabzugsgerite gebildet wird und Zuluftflichen im unteren Raumdrittel
von insgesamt mindestens 12 Quadratmeter freiem Querschnitt vorhanden sind,

Biihnen gemil § 2 Absatz 5 sowie Szenenfldchen, wenn an der obersten Stelle des Bithnenraumes oder des
Raumes oberhalb der Szenenfliche Offnungen zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von insgesamt
mindestens 5 Prozent, bei den Szenenfldchen von insgesamt mindestens 3 Prozent ihrer Grundfldche ange-
ordnet werden. Zuluftflaichen miissen in insgesamt gleicher GroB3e im unteren Raumdrittel der Bithnen oder der
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Réume mit Szenenfldchen vorhanden sein. Bei Bithnenrdumen mit Schutzvorhang miissen die Zuluftflachen so
angeordnet sein, dass sie auch bei geschlossenem Schutzvorhang im Biihnenbereich wirksam sind.

(3) Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbesondere auch erfiillt, wenn in den Féllen des Absatzes 2 Nummer 1
bis 3 maschinelle Rauchabzugsanlagen vorhanden sind, bei denen je hochstens 400 Quadratmeter der Grundflache
der Réume mindestens ein Rauchabzugsgerit oder eine Absaugstelle mit einem Luftvolumenstrom von
10 000 Kubikmeter pro Stunde im oberen Raumdrittel angeordnet wird. Bei Rdumen mit mehr als 1 600 Quadrat-
meter Grundfldche geniigt

1.  zu dem Luftvolumenstrom von 40 000 Kubikmeter pro Stunde fiir die Grundfléche von 1 600 Quadratmeter ein
zusétzlicher Luftvolumenstrom von 5 000 Kubikmeter pro Stunde je angefangene weitere 400 Quadratmeter
Grundfldche; der sich ergebende Gesamtvolumenstrom je Raum ist gleichméBig auf die nach Satz 1 anzuord-
nenden Absaugstellen oder Rauchabzugsgerite zu verteilen, oder

2. ein Luftvolumenstrom von mindestens 40 000 Kubikmeter pro Stunde je Raum, wenn sichergestellt ist, dass
dieser Luftvolumenstrom im Bereich der Brandstelle auf einer Grundfldche von héchstens 1 600 Quadratmeter
von den nach Satz 1 anzuordnenden Absaugstellen oder Rauchabzugsgeriten gleichmiflig gefordert werden
kann.

Die Zuluftflichen miissen im unteren Raumdrittel in solcher Gréfle und so angeordnet werden, dass eine maximale
Stromungsgeschwindigkeit von 3 Meter pro Sekunde nicht iiberschritten wird. Anstelle der Offnungen zur Rauch-
ableitung nach Absatz 2 Nummer 4 koénnen maschinelle Rauchabzugsanlagen verwendet werden, wenn sie beziiglich
des Schutzziels nach Absatz 1 ausreichend bemessen sind.

(4) Die Anforderung des Absatzes 1 ist auch erfiillt bei Versammlungsrdumen, sonstigen Aufenthaltsrdumen, Ma-
gazinen und Lagerrdumen nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3 mit Sprinkleranlagen, wenn in diesen Rdumen vorhandene
Liiftungsanlagen automatisch bei Auslosen der Brandmeldeanlage, soweit diese nach § 20 Absatz 1 erforderlich ist,
im Ubrigen bei Auslosen der Sprinkleranlage so betrieben werden, dass sie nur entliiften und die ermittelten Luft-
volumenstrome nach Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 einschlieBlich Zuluft erreicht werden, soweit es die
Zweckbestimmung der Absperrvorrichtungen gegen Brandiibertragung zuldsst; in Leitungen zum Zweck der Ent-
liftung diirfen Absperrvorrichtungen nur thermische Ausldser haben.

(5) Die Anforderung des Absatzes 1 ist erfiillt bei

1. notwendigen Treppenrdumen mit Fenstern gemil § 35 Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 der Brandenburgischen
Bauordnung, wenn diese Treppenriume an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung mit einem
freien Querschnitt von mindestens 1 Quadratmeter haben,

2. notwendigen Treppenrdumen gemill § 35 Absatz 8 Satz2 Nummer 2 der Brandenburgischen Bauordnung,
wenn diese Treppenrdume Rauchabzugsgerite mit insgesamt mindestens 1 Quadratmeter aerodynamisch wirk-
samer Flache haben, die im oder unmittelbar unter dem oberen Treppenraumabschluss angeordnet werden.

(6) Anstelle von Offnungen zur Rauchableitung nach Absatz 2 Nummer 2 und 4 und Absatz 5 Nummer 1 sowie
Rauchabzugsgeriten nach Absatz 5 Nummer 2 ist die Rauchableitung iiber Schichte mit stromungstechnisch dqui-
valenten Querschnitten zulédssig, wenn die Winde der Schéchte raumabschliefend und so feuerwiderstandsfahig wie
die durchdrungenen Bauteile, mindestens jedoch feuerhemmend sowie aus nichtbrennbaren Baustoffen sind.

(7) Tiiren oder Fenster nach Absatz 2 Nummer 2, mit Abschliissen versehene Offnungen zur Rauchableitung nach
Absatz 2 Nummer 2 und 4 und Absatz 5 Nummer 1 und Rauchabzugsgerite nach Absatz 5 Nummer 2 miissen Vor-
richtungen zum Offnen haben, die von jederzeit zugénglichen Stellen aus leicht von Hand bedient werden kdnnen; sie
konnen auch an einer jederzeit zugénglichen Stelle zusammengefiihrt werden. In notwendigen Treppenrdumen miis-
sen die Vorrichtungen von jedem Geschoss aus bedient werden kénnen. Geschlossene Offnungen, die als Zuluft-
flachen dienen, miissen leicht gedffnet werden kdnnen.

(8) Rauchabzugsanlagen miissen automatisch auslosen und von Hand von einer jederzeit zugénglichen Stelle aus-
gelost werden konnen.

(9) Manuelle Bedienungs- und Ausldsestellen nach den Absdtzen 7 und 8 sind mit einem Hinweisschild mit der
Bezeichnung ,,RAUCHABZUG" und der Angabe des jeweiligen Raumes zu versehen. An den Stellen muss die
Betriebsstellung der jeweiligen Anlage sowie der Fenster, Tiiren, Abschliisse und Rauchabzugsgerite erkennbar sein.
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(10) Maschinelle Rauchabzugsanlagen sind fiir eine Betriebszeit von 30 Minuten bei einer Rauchgastemperatur
von 600 Grad Celsius auszulegen. Die Auslegung kann mit einer Rauchgastemperatur von 300 Grad Celsius erfolgen,
wenn der Luftvolumenstrom des Raumes mindestens 40 000 Kubikmeter pro Stunde betrdgt. Die Zuluftzufiih-
rung muss durch automatische Ansteuerung und spétestens gleichzeitig mit Inbetriebnahme der Anlage erfolgen.
Maschinelle Liiftungsanlagen koénnen als maschinelle Rauchabzugsanlagen betrieben werden, wenn sie die an diese
gestellten Anforderungen erfiillen.

(11) Die Abschliisse der Offnungen zur Rauchableitung von Biihnen mit Schutzvorhang miissen bei einem Uber-
druck von 350 Pascal selbsttétig 6ffnen; eine automatische Auslosung durch geeignete Temperaturmelder ist zuldssig.

§17

Heizungsanlagen und Liiftungsanlagen

(1) Heizungsanlagen in Versammlungsstétten miissen dauerhaft fest eingebaut sein. Sie miissen so angeordnet sein,
dass ausreichende Abstinde zu Personen, brennbaren Bauprodukten und brennbarem Material eingehalten werden
und keine Beeintrachtigungen durch Abgase entstehen.

(2) Versammlungsrdume und sonstige Aufenthaltsriume mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfliche miissen
Liiftungsanlagen haben.

§18
Stiinde und Arbeitsgalerien fiir Licht-, Ton-, Bild- und Regieanlagen

(1) Sténde und Arbeitsgalerien fiir den Betrieb von Licht-, Ton-, Bild- und Regieanlagen, wie Schniirbdden, Be-
leuchtungstiirme oder Arbeitsbriicken, miissen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Der Abstand zwischen
Arbeitsgalerien und Raumdecken muss mindestens 2 Meter betragen.

(2) Von Arbeitsgalerien miissen mindestens zwei Rettungswege erreichbar sein. Jede Arbeitsgalerie einer Haupt-
blihne muss auf beiden Seiten der Hauptbiihne einen Ausgang zu Rettungswegen aullerhalb des Biihnenraumes
haben.

(3) Offnungen in Arbeitsgalerien miissen so gesichert sein, dass Personen oder Gegenstinde nicht herabfallen
konnen.

§19

Feuerloscheinrichtungen und -anlagen

(1) Versammlungsrdume, Biihnen, Foyers, Werkstétten, Magazine, Lagerrdume und notwendige Flure sind mit
geeigneten Feuerloschern in ausreichender Zahl auszustatten. Die Feuerldscher sind gut sichtbar und leicht zugédng-
lich anzubringen.

(2) In Versammlungsstitten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfliche
miissen Wandhydranten fiir die Feuerwehr (Typ F) in ausreichender Zahl gut sichtbar und leicht zugénglich an geeig-
neten Stellen angebracht sein; im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle kann auf Wandhydranten verzichtet
oder konnen anstelle von Wandhydranten trockene Lschwasserleitungen zugelassen werden.

(3) Versammlungsstitten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 3 600 Quadratmeter Grundfldche
miissen eine automatische Feuerloschanlage haben; dies gilt nicht fiir Versammlungsstitten, deren Versammlungs-
rdume jeweils nicht mehr als 400 Quadratmeter Grundflache haben.

(4) Versammlungsraume, bei denen eine Fubodenebene hoher als 22 Meter iiber der Geldndeoberfldche liegt, sind
nur in Gebduden mit automatischer Feuerloschanlage zuldssig.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 1 vom 4. Januar 2018

(5) Versammlungsraume in Kellergeschossen miissen eine automatische Feuerloschanlage haben. Dies gilt nicht
fiir Versammlungsrdume mit nicht mehr als 200 Quadratmeter, deren FuBBboden an keiner Stelle mehr als 5 Meter
unter der Geldndeoberflache liegt.

(6) In Versammlungsrdumen miissen offene Kiichen oder &hnliche Einrichtungen mit einer Grundfliche von mehr
als 30 Quadratmeter eine dafiir geeignete automatische Feuerldschanlage haben.

(7) Die Wirkung automatischer Feuerldschanlagen darf durch iiberdeckte oder mehrgeschossige Ausstellungs- oder
Dienstleistungsstéinde nicht beeintrichtigt werden.

(8) Automatische Feuerldschanlagen miissen an eine Brandmelderzentrale angeschlossen sein.

§20

Brandmelde- und Alarmierungsanlagen, Brandmelder- und Alarmzentrale,
Brandfallsteuerung der Aufziige

(1) Versammlungsstitten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfldche
miissen Brandmeldeanlagen mit automatischen und nichtautomatischen Brandmeldern haben.

(2) Versammlungsstitten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfliche
miissen Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen haben, mit denen im Gefahrenfall Besucherinnen und Besucher,
Mitwirkende und Betriebsangehdrige alarmiert und Anweisungen erteilt werden konnen.

(3) Versammlungsstitten mit Foyers oder Hallen, durch die Rettungswege aus anderen Versammlungsraumen
fiihren, miissen Brandmeldeanlagen nach Absatz 1 und Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen nach Absatz 2 haben.

(4) In Versammlungsstitten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfldche
miissen zusétzlich zu den 6rtlichen Bedienungsvorrichtungen zentrale Bedienungsvorrichtungen fiir Rauchabzugs-,
Feuerlosch-, Brandmelde-, Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen in einem fiir die Feuerwehr leicht zugidnglichen
Raum (Brandmelder- und Alarmzentrale) zusammengefasst werden.

(5) In Versammlungsstitten mit Versammlungsrdumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfliche
miissen die Aufziige mit einer Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die automatische Brandmeldeanlage
ausgelost wird. Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die Aufziige ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder
das diesem néchstgelegene, nicht von der Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort mit
gedffneten Tiiren auller Betrieb gehen.

(6) Automatische Brandmeldeanlagen miissen durch technische Maflnahmen gegen Falschalarme gesichert sein.
Brandmeldungen miissen von der Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch zur zustindigen Regionalleit-
stelle weitergeleitet werden.

§21

Werkstitten, Magazine und Lagerriume

(1) Fiir feuergeféhrliche Arbeiten, wie Schwei3-, Lot- oder Klebearbeiten, miissen dafiir geeignete Werkstitten
vorhanden sein.

(2) Fiir das Aufbewahren von Dekorationen, Requisiten und anderem brennbaren Material miissen eigene Lager-
rdume (Magazine) vorhanden sein.

(3) Fiir die Sammlung von Abféllen und Wertstoffen miissen dafiir geeignete Behélter im Freien oder besondere
Lagerrdume vorhanden sein.

(4) Werkstitten, Magazine und Lagerrdaume diirfen mit notwendigen Treppenrdumen nicht in unmittelbarer Verbin-
dung stehen.
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Teil 3

Besondere Bauvorschriften

Abschnitt 1

Grof3biihnen

§22

Biihnenhaus

(1) In Versammlungsstitten mit GroBbiihnen sind alle fiir den Biihnenbetrieb notwendigen Raume und Einrich-
tungen in einem eigenen, von dem Zuschauerhaus getrennten Biithnenhaus unterzubringen.

(2) Die Trennwand zwischen Biihnen- und Zuschauerhaus muss feuerbestéindig und in der Bauart einer Brandwand
hergestellt sein. Tiiren in dieser Trennwand miissen feuerbesténdig und selbstschlieflend sein.

§23

Schutzvorhang

(1) Die Biihnendffnung von GrofBbithnen muss gegen den Versammlungsraum durch einen Vorhang aus nicht-
brennbarem Material dicht geschlossen werden kdnnen (Schutzvorhang). Der Schutzvorhang muss durch sein Eigen-
gewicht schliefen konnen. Die SchlieBzeit darf 30 Sekunden nicht iiberschreiten. Der Schutzvorhang muss einem
Druck von 450 Pascal nach beiden Richtungen standhalten. Eine hochstens 1 Meter breite, zur Hauptbiihne sich
offnende, selbsttitig schlieBende Tiir im Schutzvorhang ist zuldssig.

(2) Der Schutzvorhang muss so angeordnet sein, dass er im geschlossenen Zustand an allen Seiten an feuerbestéin-
dige Bauteile anschliet. Der Bithnenboden darf unter dem Schutzvorhang durchgefiihrt werden. Das untere Profil
dieses Schutzvorhangs muss ausreichend steif sein oder mit Stahldornen in entsprechende stahlbewehrte Aussparun-
gen im Bithnenboden eingreifen.

(3) Die Vorrichtung zum SchlieBen des Schutzvorhangs muss mindestens an zwei Stellen von Hand ausgeldst
werden konnen. Beim Schliefen muss auf der Biihne ein Warnsignal zu héren sein.

§24

Feuerlosch- und Brandmeldeanlagen

(1) Grofbiihnen miissen eine automatische Sprithwasserloschanlage haben, die auch den Schutzvorhang beauf-
schlagt.

(2) Die Sprithwasserloschanlage muss zusitzlich mindestens von zwei Stellen aus von Hand in Betrieb gesetzt
werden kénnen.

(3) In GroBbiihnen miissen neben den Ausgingen zu den Rettungswegen in Hohe der Arbeitsgalerien und des
Schniirbodens Wandhydranten vorhanden sein.

(4) Grofibithnen und Rdume mit besonderen Brandgefahren miissen eine Brandmeldeanlage mit automatischen und
nichtautomatischen Brandmeldern haben.

(5) Die Auslosung eines Alarmes muss optisch und akustisch am Platz der Brandsicherheitswache erkennbar sein.
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§25

Platz fiir die Brandsicherheitswache

(1) Auf jeder Seite der Bithnen6ffnung muss fiir die Brandsicherheitswache ein besonderer Platz mit einer Grund-
fliche von mindestens 1 Meter mal 1 Meter und einer Hohe von mindestens 2,20 Meter vorhanden sein. Die Brand-
sicherheitswache muss die Fldche, die bespielt wird, {iberblicken und betreten konnen.

(2) Am Platz der Brandsicherheitswache miissen die Vorrichtung zum SchlieBen des Schutzvorhangs und die Aus-
16sevorrichtungen der Rauchabzugs- und Sprithwasserloschanlagen der Biihne sowie ein nichtautomatischer Brand-
melder leicht erreichbar angebracht und durch Hinweisschilder gekennzeichnet sein. Die Ausldsevorrichtungen
miissen beleuchtet sein. Diese Beleuchtung muss an die Sicherheitsstromversorgung angeschlossen sein. Die Vorrich-
tungen sind gegen unbeabsichtigtes Auslsen zu sichern.

Abschnitt 2

Versammlungsstitten mit mehr als 5 000 Besucherpliitzen

§26

Réume fiir Lautsprecherzentrale, Polizei, Feuerwehr, Sanitéits- und Rettungsdienst

(1) Mehrzweckhallen und Sportstadien miissen einen Raum fiir eine Lautsprecherzentrale haben, von dem aus die
Besucherbereiche und der Innenbereich iiberblickt und Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste benachrichtigt
werden konnen. Die Lautsprecheranlage muss eine Vorrangschaltung fiir die Einsatzleitung der Polizei haben.

(2) In Mehrzweckhallen und Sportstadien sind ausreichend grofie Raume fiir die Polizei und die Feuerwehr anzu-
ordnen. Der Raum fiir die Einsatzleitung der Polizei muss eine rdumliche Verbindung mit der Lautsprecherzentrale
haben und mit Anschliissen fiir eine Videoanlage zur Uberwachung der Besucherbereiche ausgestattet sein.

(3) Wird die Funkkommunikation der Einsatzkrafte von Polizei und Feuerwehr innerhalb der Versammlungsstitte
durch die bauliche Anlage gestdrt, ist die Versammlungsstétte mit technischen Anlagen zur Unterstlitzung des Funk-
verkehrs auszustatten.

(4) In Mehrzweckhallen und Sportstadien muss mindestens ein ausreichend grofler Raum fiir den Sanitéts- und
Rettungsdienst vorhanden sein.

§27
Abschrankung und Blockbildung in Sportstadien mit mehr als 10 000 Besucherpliitzen

(1) Die Besucherplédtze miissen vom Innenbereich durch mindestens 2,20 Meter hohe Abschrankungen abgetrennt
sein. In diesen Abschrankungen sind den Stufengéngen zugeordnete, mindestens 1,80 Meter breite Tore anzuordnen,
die sich im Gefahrenfall leicht zum Innenbereich hin 6ffnen lassen. Die Tore diirfen nur vom Innenbereich oder von
zentralen Stellen aus zu 6ffnen sein und miissen in gedffnetem Zustand durch selbsteinrastende Feststeller gesichert
werden. Der Ubergang in den Innenbereich muss niveaugleich sein.

(2) Stehplédtze miissen in Blocken fiir hochstens 2 500 Besucherinnen und Besucher angeordnet werden, die durch
mindestens 2,20 Meter hohe Abschrankungen mit eigenen Zugéngen abgetrennt sind.

(3) Die Anforderungen nach den Absdtzen 1 oder 2 gelten nicht, soweit in dem Sicherheitskonzept nachgewiesen
wird, dass abweichende Abschrankungen oder Blockbildungen unbedenklich sind. Das Sicherheitskonzept ist mit den
fiir 6ffentliche Sicherheit oder Ordnung zustindigen Behorden, insbesondere der Polizei, der Feuerwehr und den
Rettungsdiensten abzustimmen.



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 1 vom 4. Januar 2018

§28
Wellenbrecher

Werden mehr als fiinf Stufen von Stehplatzreihen hintereinander angeordnet, so ist vor der vordersten Stufe eine
durchgehende Schranke von 1,10 Meter Hohe anzuordnen. Nach jeweils fiinf weiteren Stufen sind Schranken
gleicher Hohe (Wellenbrecher) anzubringen, die einzeln mindestens 3 Meter und hochstens 5,50 Meter lang sind. Die
seitlichen Absténde zwischen den Wellenbrechern diirfen nicht mehr als 5 Meter betragen. Die Absténde sind nach
hochstens fiinf Stehplatzreihen durch versetzt angeordnete Wellenbrecher zu iiberdecken, die auf beiden Seiten min-
destens 0,25 Meter langer sein miissen als die seitlichen Abstinde zwischen den Wellenbrechern. Die Wellenbrecher
sind im Bereich der Stufenvorderkante anzuordnen.

§29

Abschrankung von Stehplitzen vor Szenenflichen

(1) Werden vor Szenenfldchen Stehplitze fiir Besucherinnen und Besucher angeordnet, so sind die Besucherplitze
von der Szenenfldche durch eine Abschrankung so abzutrennen, dass zwischen der Szenenfldche und der Abschran-
kung ein Gang von mindestens 2 Meter Breite flir den Ordnungsdienst und Rettungskrifte vorhanden ist.

(2) Werden vor Szenenflichen mehr als 5000 Stehplétze fiir Besucherinnen und Besucher angeordnet, so sind
durch mindestens zwei weitere Abschrankungen vor der Szenenfliche nur von den Seiten zugéngliche Stehplatz-
bereiche zu bilden. Die Abschrankungen miissen voneinander an den Seiten einen Abstand von jeweils mindestens
5 Meter und iiber die Breite der Szenenfldche einen Abstand von mindestens 10 Meter haben.

§ 30
Einfriedungen und Eingiinge

(1) Stadionanlagen miissen eine mindestens 2,20 Meter hohe Einfriedung haben, die das Uberklettern erschwert.
(2) Vor den Eingéngen sind Geldnder so anzuordnen, dass Besucherinnen und Besucher nur einzeln und hinter-
einander FEinlass finden. Es sind Einrichtungen fiir Zugangskontrollen sowie fiir die Durchsuchung von Personen und
Sachen vorzusehen. Fiir die Einsatzkriafte von Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten sind von den Besucher-
eingédngen getrennte Eingénge anzuordnen.

(3) Fiir Einsatz- und Rettungsfahrzeuge miissen besondere Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflichen vorhanden
sein. Von den Zufahrten und Aufstellflachen aus miissen die Eingédnge der Versammlungsstitten unmittelbar erreich-

bar sein. Fiir Einsatz- und Rettungsfahrzeuge muss eine Zufahrt zum Innenbereich vorhanden sein. Die Zufahrten,
Aufstell- und Bewegungsflichen miissen gekennzeichnet sein.

Teil 4

Betriebsvorschriften

Abschnitt 1

Rettungswege, Besucherplitze

§31

Rettungswege, Flichen fiir die Feuerwehr

(1) Rettungswege auf dem Grundstiick sowie Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflachen fiir Einsatzfahrzeuge von
Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten miissen stindig frei gehalten werden. Darauf ist dauerhaft und gut sichtbar
hinzuweisen.
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(2) Rettungswege in der Versammlungsstitte miissen sténdig frei gehalten werden.

(3) Waéhrend des Betriebes miissen alle Tiiren von Rettungswegen unverschlossen sein.

§32

Besucherpliitze nach dem Bestuhlungs- und Rettungswegeplan

(1) Die Zahl der im Bestuhlungs- und Rettungswegeplan genehmigten Besucherplétze darf nicht iiberschritten und
die genehmigte Anordnung der Besucherplétze darf nicht gedndert werden.

(2) Eine Ausfertigung des fiir die jeweilige Nutzung genehmigten Planes ist in der Ndhe des Haupteinganges eines
jeden Versammlungsraumes gut sichtbar anzubringen.

(3) Ist nach der Art der Veranstaltung die Abschrankung der Stehfldchen vor Szenenfldchen erforderlich, sind
Abschrankungen nach § 29 auch in Versammlungsstétten mit nicht mehr als 5 000 Stehpldtzen einzurichten.

Abschnitt 2

Brandverhiitung

§33

Vorhinge, Sitze, Ausstattungen, Requisiten und Ausschmiickungen
(1) Vorhédnge von Biihnen und Szenenflichen miissen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen.

(2) Sitze von Versammlungsstitten mit mehr als 5 000 Besucherplédtzen miissen aus mindestens schwerentflamm-
barem Material bestehen. Die Unterkonstruktion muss aus nichtbrennbarem Material bestehen.

(3) Ausstattungen miissen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen. Bei Biihnen oder Szenen-
flachen mit automatischen Feuerloschanlagen geniigen Ausstattungen aus normalentflammbarem Material.

(4) Requisiten miissen aus mindestens normalentflammbarem Material bestehen.

(5) Ausschmiickungen miissen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen. Ausschmiickungen in
notwendigen Fluren und notwendigen Treppenrdumen miissen aus nichtbrennbarem Material bestehen.

(6) Ausschmiickungen miissen unmittelbar an Wanden, Decken oder Ausstattungen angebracht werden. Frei im
Raum hingende Ausschmiickungen sind zuldssig, wenn sie einen Abstand von mindestens 2,50 Meter zum Fuf3boden
haben. Ausschmiickungen aus natiirlichem Pflanzenschmuck diirfen sich nur so lange sie frisch sind in den Rdumen
befinden.

(7) Der Raum unter dem Schutzvorhang ist von Ausstattungen, Requisiten oder Ausschmiickungen so freizuhalten,
dass die Funktion des Schutzvorhangs nicht beeintréchtigt wird.

(8) Brennbares Material muss von Ziindquellen, wie Scheinwerfern oder Heizstrahlern, so weit entfernt sein, dass
das Material durch diese nicht entziindet werden kann.

§34

Aufbewahrung von Ausstattungen, Requisiten, Ausschmiickungen und brennbarem Material

(1) Ausstattungen, Requisiten und Ausschmiickungen diirfen nur auflerhalb der Bithnen und der Szenenfldchen
aufbewahrt werden; dies gilt nicht fiir den Tagesbedarf.
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(2) Auf den Biithnenerweiterungen diirfen Szenenaufbauten der laufenden Spielzeit bereitgestellt werden, wenn die
Biihnenerweiterungen durch dichtschlieBende Abschliisse aus nichtbrennbaren Baustoffen gegen die Hauptbiihne
abgetrennt sind.

(3) Anden Ziigen von Biihnen oder Szenenflachen diirfen nur Ausstattungsteile fiir einen Tagesbedarf hidngen.

(4) Pyrotechnische Gegensténde, brennbare Fliissigkeiten und anderes brennbares Material, insbesondere Pack-
material, diirfen nur in den dafiir vorgesehenen Magazinen aufbewahrt werden.

§35

Rauchen, Verwendung von offenem Feuer und pyrotechnischen Gegenstinden

(1) Auf Biihnen und Szenenflachen, in Werkstétten und Magazinen ist das Rauchen verboten. Das Rauchverbot gilt
nicht fiir Darstellerinnen und Darsteller und Mitwirkende auf Biithnen- und Szenenfldchen wiahrend der Proben und
Veranstaltungen, soweit das Rauchen in der Art der Veranstaltungen begriindet ist.

(2) In Versammlungsrdumen, auf Bithnen- und Szenenfldchen und in Sportstadien ist das Verwenden von offenem
Feuer, brennbaren Fliissigkeiten und Gasen, pyrotechnischen Gegenstinden und anderen explosionsgefahrlichen
Stoffen verboten. § 17 Absatz 1 bleibt unberiihrt. Das Verwendungsverbot gilt nicht, soweit das Verwenden von
offenem Feuer, brennbaren Fliissigkeiten und Gasen sowie pyrotechnischen Gegenstinden in der Art der Veran-
staltung begriindet ist und die Veranstalterin oder der Veranstalter die erforderlichen Brandschutzmafnahmen im
Einzelfall mit der Brandschutzdienststelle abgestimmt hat. Die Verwendung pyrotechnischer Gegenstinde muss
durch eine nach Sprengstoffrecht geeignete Person iiberwacht werden.

(3) Die Verwendung von Kerzen und &hnlichen Lichtquellen als Tischdekoration sowie die Verwendung von
offenem Feuer in dafiir vorgesehenen Kiicheneinrichtungen zur Zubereitung von Speisen ist zuldssig.

(4) Aufdie Verbote der Absétze 1 und 2 ist dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen.

Abschnitt 3

Betrieb technischer Einrichtungen

§ 36

Bedienung und Wartung der technischen Einrichtungen

(1) Der Schutzvorhang muss tédglich vor der ersten Vorstellung oder Probe durch Aufziehen und Herablassen auf
seine Betriebsbereitschaft gepriift werden. Der Schutzvorhang ist nach jeder Vorstellung herabzulassen und zu allen
arbeitsfreien Zeiten geschlossen zu halten.

(2) Die Automatik der Sprithwasserloschanlage kann wihrend der Dauer der Anwesenheit der verantwortlichen
Personen fiir Veranstaltungstechnik abgeschaltet werden.

(3) Die automatische Brandmeldeanlage kann abgeschaltet werden, soweit dies in der Art der Veranstaltung be-
griindet ist und die Veranstalterin oder der Veranstalter die erforderlichen Brandschutzmafnahmen im Einzelfall mit
der Brandschutzdienststelle abgestimmt hat.

(4) Wihrend des Aufenthaltes von Personen in Rdumen, fiir die eine Sicherheitsbeleuchtung vorgeschrieben ist,
muss diese in Betrieb sein, soweit die Rdume nicht ausreichend durch Tageslicht erhellt sind.

20



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 1 vom 4. Januar 2018

§37

Laseranlagen

Auf den Betrieb von Laseranlagen in den fiir Besucherinnen und Besucher zugédnglichen Bereichen sind die arbeits-
schutzrechtlichen Vorschriften entsprechend anzuwenden.

Abschnitt 4

Verantwortliche Personen, besondere Betriebsvorschriften

§38

Pflichten der Betreiberinnen und Betreiber, Veranstalterinnen und Veranstalter
und beauftragten Personen

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber ist fiir die Sicherheit der Veranstaltung und die Einhaltung der Vorschriften
verantwortlich.

(2) Wiéhrend des Betriebes von Versammlungsstitten muss die Betreiberin oder der Betreiber oder eine von ihr
oder ihm beauftragte Veranstaltungsleitung stindig anwesend sein.

(3) Die Betreiberin oder der Betreiber muss die Zusammenarbeit von Ordnungsdienst, Brandsicherheitswache und
Sanitdtswache mit der Polizei, der Feuerwehr und dem Rettungsdienst gewéhrleisten.

(4) Die Betreiberin oder der Betreiber ist zur Einstellung des Betriebes verpflichtet, wenn fiir die Sicherheit der
Versammlungsstétte notwendige Anlagen, Einrichtungen oder Vorrichtungen nicht betriebsfahig sind oder wenn
Betriebsvorschriften nicht eingehalten werden konnen.

(5) Die Betreiberin oder der Betreiber kann die Verpflichtungen nach den Absétzen 1 bis 4 durch schriftliche Ver-
einbarung auf die Veranstalterin oder den Veranstalter iibertragen, wenn diese oder dieser oder deren oder dessen
beauftragte Veranstaltungsleitung mit der Versammlungsstitte und deren Einrichtungen vertraut ist. Die Verant-
wortung der Betreiberin oder des Betreibers bleibt unberiihrt.

§39

Verantwortliche Personen fiir Veranstaltungstechnik
(1) Verantwortliche Personen fiir Veranstaltungstechnik sind
1. die Gepriiften Meisterinnen oder Gepriiften Meister fiir Veranstaltungstechnik,

2. technische Fachkrifte mit bestandenem fachrichtungsspezifischen Teil der Priifung nach §3 Absatz 1
Nummer 2 in Verbindung mit den §§ 5, 6 oder 7 der Verordnung iiber die Priifung zum anerkannten Abschluss
»QGepriifter Meister fiir Veranstaltungstechnik/Gepriifte Meisterin fiir Veranstaltungstechnik® in den Fach-
richtungen Bithne/Studio, Beleuchtung, Halle in der jeweiligen Fachrichtung,

3. Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolventen mit berufsqualifizierendem Hochschulabschluss der
Fachrichtung Theater- oder Veranstaltungstechnik mit mindestens einem Jahr Berufserfahrung im technischen
Betrieb von Biihnen, Studios oder Mehrzweckhallen in der jeweiligen Fachrichtung, denen die Industrie- und
Handelskammer zu Berlin ein Befdhigungszeugnis nach Anlage 1 ausgestellt hat,

4.  technische Bithnen- und Studiofachkrifte, die das Befdhigungszeugnis nach den bis zum Inkrafttreten dieser
Verordnung geltenden Vorschriften erworben haben oder die Tétigkeit als technische Biithnen- und Studio-
fachkraft ohne Befdhigungszeugnis ausiiben durften und in den letzten drei Jahren ausgeiibt haben.

Auf Antrag stellt die Industrie- und Handelskammer zu Berlin auch den Personen nach Satz 1 Nummer 1 bis 4 ein
Beféhigungszeugnis nach Anlage 1 aus. Die in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten
Befihigungszeugnisse werden anerkannt.
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(2) Gleichwertige Ausbildungen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europdischen Union oder einem Vertrags-
staat des Abkommens iiber den Europédischen Wirtschaftsraum erworben und durch einen Ausbildungsnachweis
belegt werden, sind entsprechend den europdischen Richtlinien zur Anerkennung von Berufsqualifikationen den in
Absatz 1 genannten Ausbildungen gleichgestellt.

§ 40

Aufgaben und Pflichten der verantwortlichen Personen fiir Veranstaltungstechnik, technische Probe

(1) Die verantwortlichen Personen fiir Veranstaltungstechnik miissen mit den biithnen-, studio- und beleuchtungs-
technischen und sonstigen technischen Einrichtungen der Versammlungsstitte vertraut sein und deren Sicherheit und
Funktionsfahigkeit, insbesondere hinsichtlich des Brandschutzes, wéhrend des Betriebes gewéhrleisten.

(2) Auf- oder Abbau biihnen-, studio- und beleuchtungstechnischer Einrichtungen von GroBbithnen oder Szenen-
flichen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfliche oder in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besucherplitzen,
wesentliche Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an diesen Einrichtungen und technische Proben miissen von
einer verantwortlichen Person fiir Veranstaltungstechnik geleitet und beaufsichtigt werden.

(3) Bei Generalproben, Veranstaltungen, Sendungen oder Aufzeichnungen von Veranstaltungen auf GroBbiihnen
oder Szenenflachen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundflache oder in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Be-
sucherplédtzen miissen mindestens eine fiir die bithnen- oder studiotechnischen Einrichtungen sowie eine fiir die
beleuchtungstechnischen Einrichtungen verantwortliche Person fiir Veranstaltungstechnik anwesend sein.

(4) Bei Szenenflichen mit mehr als 50 Quadratmeter und nicht mehr als 200 Quadratmeter Grundfldche oder in
Mehrzweckhallen mit nicht mehr als 5 000 Besucherplitzen miissen die Aufgaben nach den Absétzen 1 bis 3 zumin-
dest von einer Fachkraft fiir Veranstaltungstechnik mit mindestens drei Jahren Berufserfahrung wahrgenommen
werden. Die Aufgaben konnen auch von erfahrenen Biihnenhandwerkerinnen oder Biithnenhandwerkern oder
Beleuchterinnen oder Beleuchtern wahrgenommen werden, die diese Aufgaben nach den bis zum Inkrafttreten dieser
Verordnung geltenden Vorschriften wahrnehmen durften und in den letzten drei Jahren ausgeiibt haben.

(5) Die Anwesenheit nach Absatz 3 ist nicht erforderlich, wenn

1. die Sicherheit und Funktionsfahigkeit der biihnen-, studio- und beleuchtungstechnischen sowie der sonstigen
technischen Einrichtungen der Versammlungsstitte von der verantwortlichen Person fiir Veranstaltungstechnik
iberpriift wurden,

2. diese Einrichtungen wéhrend der Veranstaltung nicht bewegt oder sonst verdndert werden,
3. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefahren ausgehen konnen und

4.  die Aufsicht durch eine Fachkraft fiir Veranstaltungstechnik gefiihrt wird, die mit den technischen Einrich-
tungen vertraut ist.

Im Fall des Absatzes 4 konnen die Aufgaben nach den Absétzen 1 bis 3 von einer aufsichtfiihrenden Person wahr-
genommen werden, wenn

1. von Auf- und Abbau sowie dem Betrieb der bithnen-, studio- und beleuchtungstechnischen Einrichtungen keine
Gefahren ausgehen konnen,

2. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefahren ausgehen konnen und
3. die aufsichtfithrende Person mit den technischen Einrichtungen vertraut ist.

(6) Bei Grofibiihnen sowie bei Szenenfldchen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfliche und bei Gastspielver-
anstaltungen mit eigenem Szenenaufbau in Versammlungsrdumen muss vor der ersten Veranstaltung eine nicht-
offentliche technische Probe mit vollem Szenenaufbau und voller Beleuchtung stattfinden. Diese technische Probe ist
der Bauaufsichtsbehérde mindestens 24 Stunden vorher anzuzeigen. Beabsichtigte wesentliche Anderungen des
Szenenaufbaues nach der technischen Probe sind der zustdndigen Bauaufsichtsbehdrde rechtzeitig anzuzeigen. Die
Bauaufsichtsbehdrde kann auf die technische Probe verzichten, wenn dies nach der Art der Veranstaltung oder nach
dem Umfang des Szenenaufbaues unbedenklich ist.
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§ 41

Brandsicherheitswache, Sanitiits- und Rettungsdienst

(1) Bei Veranstaltungen mit erhdhten Brandgefahren hat die Betreiberin oder der Betreiber eine Brandsicherheits-
wache einzurichten.

(2) Bei jeder Veranstaltung auf Grofbiihnen sowie Szenenflichen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfldche
muss eine Brandsicherheitswache der Feuerwehr anwesend sein. Den Anweisungen der Brandsicherheitswache ist zu
folgen. Eine Brandsicherheitswache der Feuerwehr ist nicht erforderlich, wenn die Brandschutzdienststelle der Be-
treiberin oder dem Betreiber bestitigt, dass er iiber eine ausreichende Zahl ausgebildeter Krifte verfiigt, die die Auf-
gaben der Brandsicherheitswache wahrnehmen.

(3) Veranstaltungen mit voraussichtlich mehr als 5 000 Besucherinnen und Besuchern sind der fiir den Sanitéts-
und Rettungsdienst zusténdigen Behorde rechtzeitig anzuzeigen.

§ 42

Brandschutzordnung, Riumungskonzept, Feuerwehrpline

(1) Die Betreiberin oder der Betreiber oder eine von ihr oder ihm beauftragte Person hat im Einvernehmen mit der
Brandschutzdienststelle eine Brandschutzordnung und gegebenenfalls ein Raumungskonzept aufzustellen. Darin sind

1. die Erforderlichkeit und die Aufgaben einer oder eines Brandschutzbeauftragten und der Kréfte fiir den Brand-
schutz sowie

2. die MaBnahmen, die im Gefahrenfall fiir eine schnelle und geordnete Raumung der gesamten Versammlungs-
stitte oder einzelner Bereiche unter besonderer Beriicksichtigung von Menschen mit Behinderungen erforder-
lich sind,

festzulegen. Die Maflnahmen nach Satz 2 Nummer 2 sind bei Versammlungsstitten, die fiir mehr als 1 000 Besuche-
rinnen und Besucher bestimmt sind, gesondert in einem Rdumungskonzept darzustellen, sofern diese MaBlnahmen

nicht bereits Bestandteil des Sicherheitskonzeptes nach § 43 sind.

(2) Das Betriebspersonal ist bei Beginn des Arbeitsverhiltnisses und danach mindestens einmal jahrlich zu unter-
weisen liber

1.  die Lage und die Bedienung der Feuerloscheinrichtungen und -anlagen, Rauchabzugsanlagen, Brandmelde- und
Alarmierungsanlagen und der Brandmelder- und Alarmzentrale,

2. die Brandschutzordnung, insbesondere iiber das Verhalten bei einem Brand oder bei einer sonstigen Gefahren-
lage, gegebenenfalls in Verbindung mit dem Raumungskonzept und

3. die Betriebsvorschriften.

Den Brandschutzdienststellen ist Gelegenheit zu geben, an der Unterweisung teilzunehmen. Uber die Unterweisung
ist eine Niederschrift zu fertigen, die der Bauaufsichtsbehorde auf Verlangen vorzulegen ist.

(3) Im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle sind Feuerwehrpldne anzufertigen und der ortlichen Feuer-
wehr zur Verfligung zu stellen.

§43

Sicherheitskonzept, Ordnungsdienst

(1) Erfordert es die Art der Veranstaltung, hat die Betreiberin oder der Betreiber ein Sicherheitskonzept aufzu-
stellen und einen Ordnungsdienst einzurichten.

(2) Fiir Versammlungsstétten mit mehr als 5 000 Besucherplétzen hat die Betreiberin oder der Betreiber im Einver-
nehmen mit den fiir Sicherheit oder Ordnung zustéindigen Behorden, insbesondere der Polizei, der Feuerwehr und der
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Rettungsdienste, ein Sicherheitskonzept aufzustellen. Im Sicherheitskonzept sind die Mindestzahl der Kréfte des
Ordnungsdienstes gestaffelt nach Besucherzahlen und Gefdhrdungsgraden sowie die betrieblichen Sicherheitsmal-
nahmen und die allgemeinen und besonderen Sicherheitsdurchsagen festzulegen.

(3) Der nach dem Sicherheitskonzept erforderliche Ordnungsdienst muss unter der Leitung einer von der Betrei-
berin oder dem Betreiber oder der Veranstalterin oder dem Veranstalter bestellten Ordnungsdienstleitung stehen.

(4) Die Ordnungsdienstleitung und die Ordnungsdienstkrifte sind fiir die betrieblichen Sicherheitsmafinahmen
verantwortlich. Sie sind insbesondere fiir die Kontrolle an den Ein- und Ausgéngen und den Zugingen zu den Be-
sucherblocken, die Beachtung der maximal zulédssigen Besucherzahl und die Anordnung der Besucherplitze, die
Beachtung der Verbote des § 35, die Sicherheitsdurchsagen sowie fiir die geordnete Evakuierung im Gefahrenfall
verantwortlich.

Teil 5

Zusitzliche Bauvorlagen

§ 44

Zusitzliche Bauvorlagen, Bestuhlungs- und Rettungswegeplan

(1) Mit den Bauvorlagen ist ein Brandschutzkonzept vorzulegen, in dem insbesondere die maximal zuldssige Zahl
der Besucherinnen und Besucher, die Anordnung und Bemessung der Rettungswege und die zur Erfiillung der brand-
schutztechnischen Anforderungen erforderlichen baulichen, technischen und betrieblichen Mafinahmen dargestellt
sind. Ist eine hohere Anzahl von Besucherinnen und Besuchern je Quadratmeter Grundfliche des Versammlungs-
raumes als nach § 1 Absatz 2 Satz 1 vorgesehen, sind die schnelle und sichere Erreichbarkeit der Ausgénge ins Freie
und die Moglichkeit zur Durchfithrung wirksamer Losch- und Rettungsarbeiten gesondert darzustellen.

(2) Fiir die nach dieser Verordnung erforderlichen technischen Einrichtungen sind besondere Plidne, Beschrei-
bungen und Nachweise vorzulegen.

(3) Mit den bautechnischen Nachweisen sind Standsicherheitsnachweise fiir dynamische Belastungen vorzulegen.

(4) Der Verlauf der Rettungswege im Freien, die Zufahrten und die Aufstell- und Bewegungsfliachen fiir die Ein-
satz- und Rettungsfahrzeuge sind in einem besonderen Auflenanlagenplan darzustellen.

(5) Die Anordnung der Sitz- und Stehplitze, einschlieBlich der Plétze fiir Rollstuhlbenutzerinnen und Rollstuhlbe-
nutzer, der Bithnen-, Szenen- oder Spielflichen sowie der Verlauf der Rettungswege sind in einem Bestuhlungs- und
Rettungswegeplan im Maf}stab von mindestens 1 : 200 darzustellen. Sind verschiedene Anordnungen vorgesehen, so
ist fiir jede ein besonderer Plan vorzulegen.

§ 45
Gastspielpriifbuch

(1) Fiir den eigenen, gleichbleibenden Szenenaufbau von wiederkehrenden Gastspielveranstaltungen kann auf
schriftlichen Antrag ein Gastspielpriifbuch erteilt werden.

(2) Das Gastspielpriifbuch muss dem Muster der Anlage 2 entsprechen. Die Veranstalterin oder der Veranstalter ist
durch das Gastspielpriifbuch von der Verpflichtung entbunden, an jedem Gastspielort die Sicherheit des Szenen-
aufbaues und der dazu gehdrenden technischen Einrichtungen erneut nachzuweisen.

(3) Das Gastspielpriitbuch wird von der unteren Bauaufsichtsbehorde erteilt. Die Geltungsdauer ist auf die Dauer
der Tournee zu befristen und kann auf schriftlichen Antrag verldngert werden. Vor der Erteilung ist eine technische
Probe durchzufiihren. Die in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Gastspielpriifbiicher
werden anerkannt.
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(4) Das Gastspielpriifbuch ist der fiir den Gastspielort zustindigen Bauaufsichtsbehorde rechtzeitig vor der ersten
Veranstaltung am Gastspielort vorzulegen. Werden fiir die Gastspielveranstaltung Fliegende Bauten genutzt, ist das
Gastspielpriifbuch mit der Anzeige der Aufstellung der Fliegenden Bauten vorzulegen. Die ordnungsbehdrdlichen
Befugnisse nach der Brandenburgischen Bauordnung bleiben unberiihrt.

Teil 6

Bestehende Versammlungsstitten

§ 46

Anwendung der Vorschriften auf bestehende Versammlungsstétten

(1) Auf die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehenden Versammlungsstitten ist der betrieb-
lich-organisatorische Brandschutz innerhalb von zwei Jahren § 42 Absatz 1 und 2 entsprechend anzupassen.

(2) Die Bauaufsichtsbehorde hat Versammlungsstitten in Zeitabstdnden von hdchstens drei Jahren zu priifen.
Dabei ist auch die Einhaltung der Betriebsvorschriften zu {iberwachen und festzustellen, ob die vorgeschriebenen
wiederkehrenden Priifungen fristgerecht durchgefiihrt und etwaige Méngel beseitigt worden sind. Den Ordnungs-

behorden, der Gewerbeaufsicht und der Brandschutzdienststelle ist Gelegenheit zur Teilnahme an den Priifungen zu
geben.

Teil 7

Schlussvorschriften

§ 47

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 85 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Brandenburgischen Bauordnung handelt, wer vorsétzlich
oder fahrldssig

1. entgegen § 31 Absatz 1 die Rettungswege auf dem Grundstiick, die Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsfldchen
nicht frei halt,

2. entgegen § 31 Absatz 2 die Rettungswege in der Versammlungsstitte nicht frei halt,
3. entgegen § 31 Absatz 3 Tiiren in Rettungswegen verschlieft oder fest stellt,

4.  entgegen § 32 Absatz 1 die Zahl der genehmigten Besucherplatze tiberschreitet oder die genechmigte Anordnung
der Besucherplitze dndert,

5. entgegen § 32 Absatz 3 erforderliche Abschrankungen nicht einrichtet,

6.  entgegen § 33 Absatz 1 bis 5 andere als die dort genannten Materialien verwendet oder entgegen § 33 Absatz 6
bis 8 anbringt,

7.  entgegen § 34 Absatz 1 bis 3 Ausstattungen auf der Biihne aufbewahrt oder nicht von der Biihne entfernt,

8. entgegen § 34 Absatz 4 pyrotechnische Gegensténde, brennbare Fliissigkeiten oder anderes brennbares Material
aullerhalb der dafiir vorgesehenen Magazine autbewahrt,

9.  entgegen § 35 Absatz 1 und 2 raucht oder offenes Feuer, brennbare Fliissigkeiten oder Gase, explosionsge-
fahrliche Stoffe oder pyrotechnische Gegenstinde verwendet,

10. entgegen § 36 Absatz 4 die Sicherheitsbeleuchtung nicht in Betrieb nimmt,



11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

19.

20.
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entgegen § 37 Laseranlagen in Betrieb nimmt,

als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalterin oder Veranstalter oder beauftragte Veranstaltungsleitung entgegen
§ 38 Absatz 2 wihrend des Betriebes nicht anwesend ist,

als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalterin oder Veranstalter oder beauftragte Veranstaltungsleitung entgegen
§ 38 Absatz 4 den Betrieb der Versammlungsstitte nicht einstellt,

entgegen § 40 Absatz 2 bis 5 in Verbindung mit § 38 Absatz 1 als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalterin
oder Veranstalter oder beauftragte Veranstaltungsleitung den Betrieb von Biithnen oder Szenenflachen zulésst,
ohne dass die erforderlichen verantwortlichen Personen oder Fachkrifte fiir Veranstaltungstechnik, die er-
fahrenen Bithnenhandwerkerinnen oder Bithnenhandwerker oder Beleuchterinnen oder Beleuchter oder die auf-
sichtfiihrenden Personen anwesend sind,

entgegen § 40 Absatz 2 bis 5 als verantwortliche Person oder Fachkraft fiir Veranstaltungstechnik, als erfahrene
Bithnenhandwerkerin oder erfahrener Bithnenhandwerker oder Beleuchterin oder Beleuchter oder als aufsicht-
fithrende Person die Versammlungsstétte wéhrend des Betriebes verldsst,

als Betreiberin oder Betreiber entgegen § 41 Absatz 1 und 2 nicht fiir die Durchfiihrung der Brandsicherheits-
wache sorgt oder entgegen § 41 Absatz 3 die Veranstaltung nicht anzeigt,

als Betreiberin oder Betreiber oder Veranstalterin oder Veranstalter die nach § 42 Absatz 2 vorgeschriebenen
Unterweisungen unterlésst,

als Betreiberin oder Betreiber oder Veranstalterin oder Veranstalter entgegen § 43 Absatz 1 bis 3 keinen Ord-
nungsdienst oder keine Ordnungsdienstleitung bestellt,

als Ordnungsdienstleitung oder Ordnungsdienstkraft entgegen § 43 Absatz 3 oder 4 ihren oder seinen Aufgaben
nicht nachkommt,

als Betreiberin oder Betreiber einer der Anpassungspflichten nach § 46 Absatz 1 nicht oder nicht fristgerecht
nachkommt.

§48
Inkrafttreten, Auflerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkiindung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Brandenburgische Versamm-
lungsstéttenverordnung vom 29. November 2005 (GVBL. II S. 540), die durch die Verordnung vom 24. August 2012
(GVBL II Nr. 76) geédndert worden ist, auller Kraft.

Potsdam, den 28. November 2017

Die Ministerin fiir Infrastruktur und Landesplanung

Kathrin Schneider
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Anlage 1
(zu § 39 Absatz 1)

27

Frau/Herr

geboren am in

gegenwartige Anschrift

hat die Eignung als
Verantwortliche/-r fiir Veranstaltungstechnik

nach § 39 Absatz 1 der Brandenburgischen Versamm-
lungsstéttenverordnung nachgewiesen

Befahigungszeugnis-Nummer

ausstellende Behorde

Foto

Ort, Datum Siegel

Unterschrift

Unterschrift des Inhabers

Befihigungszeugnis
als
Verantwortliche/-r
fiir
Veranstaltungstechnik

Als Befdhigungszeugnis kann auch ein Ausweis im Format 5,4 cm x 8,6 cm mit den erforderlichen Daten ausgestellt

werden.
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Anlage 2
(zu § 45 Absatz 2)

GASTSPIELPRUFBUCH

nach § 45 Absatz 2 der Brandenburgischen Versammlungsstittenverordnung (BbgV StittV)

Gastspielveranstaltung

Art der Veranstaltung

Veranstalterin/Veranstalter

Stra3e, Hausnummer

PLZ, Ort

Telefon

Fax

E-Mail

das Gastspielpriifbuch gilt bis zum

Auf der Grundlage der Angaben in diesem Gastspielpriifbuch, evtl. Auflagen und einer

nichtoffentlichen Probe am

in der Veranstaltungsstétte

ist der Nachweis der Sicherheit der Gastspielveranstaltung erbracht.

Dieses Gastspielpriifbuch ist in drei Ausfertigungen ausgestellt worden, davon verbleibt eine

Ausfertigung bei der ausstellenden Behorde

ausgestellt am

durch

Stand 08-2017
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Name der Geschiftsfithrung/
Vertretung der Veranstalterin/
des Veranstalters:

(Anschrift, falls diese nicht mit der des Veranstalters identisch ist.)

Strafle, Hausnummer

PLZ, Ort

Telefon

Fax

E-Mail

Dieses Gastspielpriifbuch hat fiinf Seiten und folgende Anhéinge:

Seiten statische Berechnungen (Anhang 1)

Seiten Angaben iiber das Brandverhalten der Materialien (Anhang 2)
Seiten Angaben iiber die feuergeféhrlichen Handlungen (Anhang 3)
Seiten Angaben iiber pyrotechnische Effekte (Anhang 4)

Seiten Sonstige Angaben z. B. iiber Priifzeugnisse, Baumuster (Anhang 5)

Seiten

JUULOOL

Seiten

Veranstaltungsleitung gemif} § 38 Absatz 2 und 5 BbgVStiittV fiir die geplanten Gastspiele ist

Frau/Herr:

Verantwortliche Personen fiir Veranstaltungstechnik der Fachrichtung nach § 39 Absatz 1 BbgVStittV sind:

1. Biihne/Studio

Frau/Herr:

Befihigungszeugnis-Nr.:

Ausstellungsdatum:

ausstellende Behorde:

2. Halle

Frau/Herr:

Befahigungszeugnis-Nr.:

Ausstellungsdatum:

ausstellende Behorde:

3.  Beleuchtung

Frau/Herr:

Befihigungszeugnis-Nr.:

Ausstellungsdatum:

ausstellende Behorde:

4.  Fachkraft fiir Veranstaltungstechnik bei Szenenflichen mit nicht mehr als 200 m?> Grundfliche
(§ 40 Absatz 4 BbgVStittV)

Frau/Herr:

Stand 08-2017



Gesetz- und Verordnungsblatt fiir das Land Brandenburg Teil II - Nr. 1 vom 4. Januar 2018 30
- Seite 3 -

1. Ausfiihrliche Beschreibung der Veranstaltung

(Angaben zur Veranstaltungsart zu den vorgesehenen Gastspielen, zur Anzahl der Mitwirkenden, zu feuergefahrlichen Hand-
lungen, pyrotechnischen Effekten, anderen technischen Einrichtungen, z. B. Laser, zur Ausstattung, zum Ablauf der Veran-
staltung und zu sonstigen Vorgéngen, die Mainahmen zur Gefahrenabwehr erforderlich machen)

2. Darstellung der Aufbauten, Ausstattungen, technischen Einrichtungen

(Die Aufbauten und Ausstattungen sind zu beschreiben, zeichnerisch ist der Bithnenaufbau mindestens durch einen Grundriss
und moglichst durch einen Schnitt darzustellen. Werden Ausriistungen in groBerem Umfang gehangen, ist ein Hangeplan
erforderlich, auf bewegliche Teile der Dekoration und zum Aufbau gehérende maschinen- und elektrotechnische Einrichtungen
und die damit verbundenen Gefahren ist hinzuweisen. Es sind Angaben zu mitgefiihrten Bithnen/Szenenfliachen, Zuschauer-
tribiinen und Bestuhlungen zu machen, sonstige Angaben.)

Stand 08-2017
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1. Gefihrdungsanalyse

a)  Bei gefihrlichen szenischen Vorgéngen ist eine Gefahrdungsanalyse durchzufithren. Geféhrliche szenische Vorgénge sind
z. B. offene Verwandlungen, maschinentechnische Bewegungen, kiinstlerische Tatigkeiten im oder iiber dem Zuschauerbereich

Beschreibung der geféhrlichen szenischen
Handlung:

Unterwiesene Personen:

Schutzmafinahmen:

Einweisung vor jeder Probe und Vorstellung erforderlich: |:| ja |:| nein

b) Vor dem Einsatz gefdhrlicher szenischer Einrichtungen ist eine Gefahrdungsanalyse durchzufiihren.

Gefahrliche szenische Einrichtungen sind Gerite, Einrichtungen und Einbauten in kritischen Bereichen von Biihnen, Szenen-
flichen und Zuschauerbereichen, z. B. Unterbauen des Schutzvorhangs, Anordnung von Regieeinrichtungen, Vorfiithrgeréten,
Scheinwerfern, Kameras, Laseranlagen usw. im Zuschauerraum, Leitungsverbindungen zwischen Brandabschnitten.

Gerite, Einrichtungen und Einbauten:

Unterbauen des Schutzvorhangs:

Ortsverdnderliche technische Einrichtungen
im Zuschauerraum:

Laseranlagen/Standort:

Leitungsverbindungen:

Sonstiges:

Stand 08-2017
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4. Auflagen

5.  Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist
schriftlich oder zur Niederschrift

bei

in

einzulegen.

Ort, Datum Behorde
Unterschrift Dienstsiegel

Stand 08-2017
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Anhang 1

zum Gastspielpriifbuch Titel der Gastspielveranstaltung

Standsicherheitsnachweis”

(ggf. Hinweis auf beigefiigte statische Berechnungen)

Stand 08-2017

" ggf. weitere Seiten anfiigen
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Anhang 2

zum Gastspielpriifbuch Titel der Gastspielveranstaltung

Baustoff- und Materialliste

In der Brandenburgischen Versammlungsstittenverordnung werden an die zur Verwendung kommenden Baustoffe und Materialien
brandschutztechnische Anforderungen gestellt. Folgende Mindestanforderungen sind zu erfiillen:

Ort: Szenenﬂéiche ohne Szenenﬂﬁche mit Grofbiihne Zuschauerraum und | Foyers
automatische automatischer N

Gegenstand N o Nebenrdume
Feuerloschanlage Feuerloschanlage

Szenenpodien:

FuBBboden/Bodenbelédge B2 B2 B2 B2 B2

Szenenpodien:

Unterkonstruktion Al Al Al Al Al

Vorhdnge B1 B1 B1 - -

Ausstattungen B1 B2 B2 - -

Requisiten B2 B2 B2 - -

Ausschmiickungen B1 Bl B1 B1 B1

Erliduterungen:

Nach DIN 4102 Teil 1 gelten fiir Baustoffe folgende Bezeichnungen:

nichtbrennbare Baustoffe: Al
nichtbrennbare Baustoffe mit brennbaren Bestandteilen: A2
schwerentflammbare Baustoffe: B1
normalentflammbare Baustoffe: B2

Soweit die eingesetzten Materialien keine Baustoffe sind, werden die Bezeichnungen entsprechend den fiir Baustoffe geltenden
Klassifizierungen verwendet.

Ort bezeichnet den Einsatzort des Baustoffes oder Materials:

B = Biihne

S = Szenenflache

SmF = Szenenfldche mit automatischer Feuerl6schanlage

SoL = Szenenfldche ohne automatischer Feuerldschanlage

V4 = Zuschauerraum (bei Versammlungsstétten mit Bithnenhaus)
A% = Versammlungsraum

F = Foyer

Fiir Baustoffe und Materialien sind die Verwendungsnachweise nach den §§ 20 bis 25 der Brandenburgischen Bauordnung zu fiihren.
Fiir Textilien und Mdbel konnen gleichwertige Klassifizierungen nach den dafiir geltenden DIN-Normen nachgewiesen werden.

Ist das Material nach DIN 4102-1 gepriift und klassifiziert, so wird das Brandverhalten mit dem (allgemeinen bauaufsichtlichen)
Priifzeugnis nachgewiesen. Ansonsten ist das Material mit einem dafiir durch allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis zugelassenen
Feuerschutzmittel zu behandeln, durch das die Zuordnung zu einer angestrebten Baustoffklasse erreicht wird.

Stand 08-2017
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zum Gastspielpriifbuch
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Titel der Gastspielveranstaltung

Zur Verwendung kommen folgende Baustoffe und Materialien”

nachgewiesen durch

Baustoff oder Material Feuerschutz
Baustoffklasse .
ALA2 Feuersc}iutzmlttel damit
Ifd. Nr. Beschreibung B1,B2 Ort Nr. des allgemeinen erreichte aufgebracht
— Lo Baustoft- am
P bauaufsichtlichen
Klassifizierung N . klasse
Priifzeugnisses

Stand 08-2017
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Anhang 3

zum Gastspielpriifbuch
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Titel der Gastspielveranstaltung

Angaben iiber feuergefihrliche Handlungen

Dieser Anhang ist erforderlich, wenn auf der Biithne/Szenenfldche oder im Versammlungsraum szenisch bedingt geraucht oder offenes
Feuer verwendet wird. Feuergeféhrliche Handlungen sind der zustindigen Behorde am Gastspielort anzuzeigen. Fiir feuergeféhrliche
Handlungen, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Ndhe des Abbrennortes zu Ausstattungen oder Personen
ausgeht, ist eine Gefahrdungsanalyse durchzufiihren. Fiir die Einhaltung der sich daraus ergebenden Auflagen ist die Veranstalterin
oder der Veranstalter verantwortlich.

Handlungen mit offenem Feuer”

Art Szenischer Ort auf der Léschen/ Nummer der
Zeitpunkt im Ablauf | Anzahl (Zigarette, Ablauf (Ablauf Biihne/ Aschenablage Gefahrdungs-
Kerze 0. A.) der Aktion) Szenenfldche & analyse
Erlduterungen:

Der Zeitpunkt im Ablauf kann, je nach Veranstaltungstyp, in Akten, Szenen, Bildern, Programmpunkten oder Musikstiicken oder in
Minuten von einer Nullzeit ausgehend, angegeben werden. Unter Anzahl ist die Stiickzahl der zu diesem Zeitpunkt entziindeten
Effekte einzutragen. Art bezeichnet den Typ des Effektes (z. B. Zigarette, Kerze, Fackel, Brennpaste, Gas usw.). Ort auf der
Biihne/Szenenfliche bezeichnet, in welchem Teilraum oder auf welcher Teilfliche die Aktion hauptsdchlich stattfindet. Unter
Loschen/Aschenablage sind die Vorrichtungen einzutragen, die fiir das sichere Loschen der feuergeféhrlichen Gegensténde oder fiir
die Ablage der Asche vorgesehen sind.

Stand 08-2017
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(noch Anhang 3)

zum Gastspielpriifbuch Titel der Gastspielveranstaltung

Brandschutztechnische Gefihrdungsanalyse”

(Fir feuergefdhrliche Handlungen, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Ndhe des Abbrennortes zu
Ausstattungen oder Personen ausgeht, ist eine Gefihrdungsanalyse durchzufiihren.)

Feuergefihrliche Handlungen
Gefahren durch: Flammbildung
Funkenflug

Blendung
Wiérmestrahlung
Abtropfen heiler Schlacke
Druckwirkung
Splittereinwirkung
Staubablagerung

Schallwirkung

Gegenseitige Beeinflussung verschiedener Effekte

oo odnondta

Gesundheitsgefahrdende Gase, Staube, Dampfe, Rauch

SchutzmafBnahmen: Abstinde zu Personen:

Abstiande zu Dekorationen:

Unterwiesene Personen:

Losch- u.
Feuerbekdmpfungsmittel:

Sonstige MaBinahmen:
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Angaben iiber die pyrotechnischen Effekte

Diese Anlage ist erforderlich, wenn auf der Biihne/Szenenfliche oder im Versammlungsraum szenisch bedingte pyrotechnische
Effekte durchgefiihrt werden. Pyrotechnische Effekte sind der zustindigen Behorde anzuzeigen und bediirfen der Genehmigung. Fiir
pyrotechnische Effekte, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Nidhe des Abbrennortes zu Ausstattungen oder
Personen ausgeht, ist eine Gefdhrdungsanalyse durchzufiihren. Fiir die Einhaltung der sich daraus ergebenden Auflagen ist die
Veranstalterin oder der Veranstalter verantwortlich.

Pyrotechnische Effekte der Klassen III, IV und T2 diirfen nur von verantwortlichen Personen im Sinne der §§ 19 und 21 SprengG
durchgefiihrt werden. Pyrotechnische Gegenstinde der Klassen I, I und T1 diirfen auch von Personen ohne Befahigungsschein
verwendet werden, wenn sie von der Veranstalterin oder vom Veranstalter hierzu beauftragt sind.

Nach Sprengstoffrecht verantwortliche Personen:

Erlaubnisscheininhaber:

Name, Vorname:

Erlaubnisschein-Nr.:

Ausstellungsdatum:

ausstellende Behorde:

Befihigungsscheininhaber:

Name, Vorname:

Befdhigungsschein-Nr.:

Ausstellungsdatum:

ausstellende Behorde:

Beauftragte Person: (nur Klasse I, I, T1)

Frau/Herr:

Stand 08-2017
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. . Ort auf der Nummer der
Ifd Nr, | ZeUtPunktim |y o ohi | Art des Effektes BAM- Biihne/ Daverdes | 5 pp dungs-
Ablauf Nummer - Effektes
Szenenfldche analyse
Erliduterungen:

Unter 1fd. Nr. sind die vorgesehenen Effekte fortlaufend in der Reihenfolge des Abbrennens zu nummerieren. Der Zeitpunkt im Ablauf
kann, je nach Veranstaltungstyp, in Akten, Szenen, Bildern, Programmpunkten oder Musikstiicken oder in Minuten von einer Nullzeit
ausgehend, angegeben werden. Unter Anzahl ist die Stiickzahl der zu diesem Zeitpunkt geziindeten, identischen Effekte einzutragen.
Art bezeichnet den Typ des Effektes (Biithnenblitz, Fontdne usw.). BAM-Nummer meint das Zulassungszeichen der Bundesanstalt fiir
Materialpriifung. Bei Ort auf der Biihne/Szenenflache ist anzugeben, wo die Effekte geziindet werden. Dauer des Effektes bezeichnet
die Zeitspanne vom Ziinden des Effektes bis zum endgiiltigen Verloschen in Sekunden. Bei extrem kurzzeitigen Effekten, wie Blitzen
oder Knallkorpern, ist eine ,,0° einzutragen.

Stand 08-2017
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Pyrotechnische Gefﬁhrdungsanalyse*)

(Vor dem Einsatz pyrotechnischer Effekte ist eine Gefdhrdungsanalyse durchzufiihren.)

Pyrotechnische Effekte

Gefahren durch:

SchutzmafBnahmen:

Sonstige MaBnahmen:

Stand 08-2017

Flammbildung
Funkenflug

Blendung
Wairmestrahlung
Abtropfen heifler Schlacke
Druckwirkung
Splittereinwirkung
Staubablagerung
Schallwirkung

Gegenseitige Beeinflussung verschiedener Effekte

oot ondnn

Gesundheitsgefahrdende Gase, Staube, Dampfe, Rauch

Abstidnde zu Personen:

Abstiande zu Dekorationen:

Unterwiesene Personen:

Losch- u.
Feuerbekdmpfungsmittel:

" ggf. weitere Seiten anfiigen
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zum Gastspielpriifbuch Titel der Gastspielveranstaltung

Sonstige Angaben

Fiir folgende Bauprodukte liegen Priifzeugnisse vor:

Fiir folgende Fliegende Bauten liegen Ausfithrungsgenehmigungen vor:

Stand 08-2017
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	Teil 1
	Allgemeine Vorschriften
	§ 1
	Anwendungsbereich, Anzahl der Besucherinnen und Besucher
	(1) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten für den Bau und Betrieb von
	1. Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen, die einzeln mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen. Sie gelten auch für Versammlungsstätten mit mehreren Versammlungsräumen, die insgesamt mehr als 200 Besucherinnen und Besucher fassen, wenn diese Versammlungsräume gemeinsame Rettungswege haben,
	2. Versammlungsstätten im Freien mit Szenenflächen und Tribünen, die keine fliegenden Bauten sind und ins-gesamt mehr als 1 000 Besucherinnen und Besucher fassen,
	3. Sportstadien und Freisportanlagen mit Tribünen, die keine fliegenden Bauten sind, und die jeweils insgesamt mehr als 5 000 Besucherinnen und Besucher fassen.
	(2) Soweit sich aus den Bauvorlagen nichts anderes ergibt, ist die Anzahl der Besucherinnen und Besucher im Sinne dieser Verordnung wie folgt zu ermitteln:
	1. für Sitzplätze an Tischen
	ein Besucher je Quadratmeter Grundfläche des Versammlungsraumes,
	2. für Sitzplätze in Reihen
	zwei Besucher je Quadratmeter Grundfläche des Versammlungsraumes,
	3. für Stehplätze auf Stufenreihen
	zwei Besucher je laufender Meter Stufenreihe,
	4. bei Ausstellungsräumen
	ein Besucher je Quadratmeter Grundfläche des Versammlungsraumes,
	5. für sonstige Stehplätze
	mindestens zwei Besucher je Quadratmeter Grundfläche.
	Für Besucherinnen und Besucher nicht zugängliche Flächen werden in die Berechnung nicht einbezogen. Für Versammlungsstätten im Freien, für Freisportanlagen und für Sportstadien gelten Satz 1 Nummer 1 bis 3 und Nummer 5 sowie Satz 2 entsprechend.
	(3) Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht für
	1. Räume, die dem Gottesdienst gewidmet sind,
	2. Unterrichtsräume in allgemein- und berufsbildenden Schulen,
	3. Ausstellungsräume in Museen,
	4. Fliegende Bauten.
	(4) Werden bauliche Anlagen, die für eine andere Nutzung bauaufsichtlich genehmigt sind, im Einzelfall als Versammlungsstätte genutzt, sind die Bestimmungen dieser Verordnung entsprechend anzuwenden.
	(5) Soweit in dieser Verordnung nichts Abweichendes geregelt ist, sind auf tragende und aussteifende sowie auf raumabschließende Bauteile die Anforderungen der Brandenburgischen Bauordnung an diese Bauteile in Gebäuden der Gebäudeklasse 5 anzuwenden. Die Erleichterungen des § 30 Absatz 3 Satz 2, § 31 Absatz 4 Nummer 1 und 2, § 36 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2, § 39 Absatz 1 Nummer 4, § 40 Absatz 1 Nummer 1 und 3 sowie des § 41 Absatz 5 Nummer 1 und 3 der Brandenburgischen Bauordnung sind nicht anzuwenden.
	§ 2
	(1) Versammlungsstätten sind bauliche Anlagen oder Teile baulicher Anlagen, die für die gleichzeitige Anwesenheit vieler Menschen bei Veranstaltungen, insbesondere erzieherischer, wirtschaftlicher, geselliger, kultureller, künstlerischer, politischer, sportlicher oder unterhaltender Art, bestimmt sind sowie Schank- und Speisewirtschaften.
	(2) Erdgeschossige Versammlungsstätten sind Gebäude mit nur einem Geschoss ohne Ränge oder Emporen, dessen Fußboden an keiner Stelle mehr als 1 Meter unter der Geländeoberfläche liegt; dabei bleiben Geschosse außer Betracht, die ausschließlich der Unterbringung technischer Anlagen und Einrichtungen dienen.
	(3) Versammlungsräume sind Räume für Veranstaltungen oder für den Verzehr von Speisen und Getränken. Hierzu gehören auch Aulen und Foyers, Vortrags- und Hörsäle sowie Studios.
	(4) Szenenflächen sind Flächen für künstlerische und andere Darbietungen; für Darbietungen bestimmte Flächen unter 20 Quadratmeter gelten nicht als Szenenflächen.
	(5) In Versammlungsstätten mit einem Bühnenhaus ist
	1. das Zuschauerhaus der Gebäudeteil, der die Versammlungsräume und die mit ihnen in baulichem Zusammenhang stehenden Räume umfasst,
	2. das Bühnenhaus der Gebäudeteil, der die Bühnen und die mit ihnen in baulichem Zusammenhang stehenden Räume umfasst,
	3. die Bühnenöffnung die Öffnung in der Trennwand zwischen der Hauptbühne und dem Versammlungsraum,
	4. die Bühne der hinter der Bühnenöffnung liegende Raum mit Szenenflächen; zur Bühne zählen die Hauptbühne sowie die Hinter- und Seitenbühnen einschließlich der jeweils zugehörigen Ober- und Unterbühnen,
	5. eine Großbühne eine Bühne
	a) mit einer Szenenfläche hinter der Bühnenöffnung von mehr als 200 Quadratmeter,
	b) mit einer Oberbühne mit einer lichten Höhe von mehr als 2,5 Meter über der Bühnenöffnung oder
	c) mit einer Unterbühne,
	6. die Unterbühne der begehbare Teil des Bühnenraumes unter dem Bühnenboden, der zur Unterbringung einer Untermaschinerie geeignet ist,
	7. die Oberbühne der Teil des Bühnenraumes über der Bühnenöffnung, der zur Unterbringung einer Oberma-schinerie geeignet ist.
	(6) Mehrzweckhallen sind überdachte Versammlungsstätten für verschiedene Veranstaltungsarten.
	(7) Studios sind Produktionsstätten für Film, Fernsehen und Hörfunk und mit Besucherplätzen.
	(8) Foyers sind Empfangs- und Pausenräume für Besucherinnen und Besucher.
	(9) Ausstattungen sind Bestandteile von Bühnen- oder Szenenbildern. Hierzu gehören insbesondere Wand-, Fußboden- und Deckenelemente, Bildwände, Treppen und sonstige Bühnenbildteile.
	(10) Requisiten sind bewegliche Einrichtungsgegenstände von Bühnen- oder Szenenbildern. Hierzu gehören ins-besondere Möbel, Leuchten, Bilder und Geschirr.
	(11) Ausschmückungen sind vorübergehend eingebrachte Dekorationsgegenstände. Zu den Ausschmückungen gehören insbesondere Drapierungen, Girlanden, Fahnen und künstlicher Pflanzenschmuck.
	(12) Sportstadien sind Versammlungsstätten mit Tribünen für Besucherinnen und Besucher und mit nicht über-dachten Sportflächen.
	(13) Tribünen sind bauliche Anlagen mit ansteigenden Steh- oder Sitzplatzreihen (Stufenreihen) für Besucherinnen und Besucher.
	(14) Innenbereich ist die von Tribünen umgebene Fläche für Darbietungen.
	Teil 2
	Allgemeine Bauvorschriften
	Abschnitt 1
	Bauteile und Baustoffe
	§ 3
	Bauteile
	(1) Tragende und aussteifende Bauteile, wie Wände, Pfeiler, Stützen und Decken, müssen feuerbeständig, in erd-geschossigen Versammlungsstätten feuerhemmend sein. Satz 1 gilt nicht für erdgeschossige Versammlungsstätten mit automatischen Feuerlöschanlagen.
	(2) Außenwände mehrgeschossiger Versammlungsstätten müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
	(3) Trennwände sind erforderlich zum Abschluss von Versammlungsräumen und Bühnen. Diese Trennwände müssen feuerbeständig, in erdgeschossigen Versammlungsstätten mindestens feuerhemmend sein. In der Trennwand zwischen der Bühne und dem Versammlungsraum ist eine Bühnenöffnung zulässig.
	(4) Werkstätten, Magazine und Lagerräume sowie Räume unter Tribünen und Podien müssen feuerbeständige Trennwände und Decken haben.
	(5) Der Fußboden von Szenenflächen muss fugendicht sein. Betriebsbedingte Öffnungen sind zulässig. Die Unterkonstruktion, mit Ausnahme der Lagerhölzer, muss aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Räume unter dem Fußboden, die nicht zu einer Unterbühne gehören, müssen feuerbeständige Wände und Decken haben.
	(6) Die Unterkonstruktion der Fußböden von Tribünen und Podien, die veränderbare Einbauten in Versammlungsräumen sind, muss aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt nicht für Podien mit insgesamt nicht mehr als 20 Quadratmeter Fläche.
	(7) Veränderbare Einbauten sind so auszubilden, dass sie in ihrer Standsicherheit nicht durch dynamische Schwingungen gefährdet werden können.
	§ 4
	(1) Tragwerke von Dächern, die den oberen Abschluss von Räumen der Versammlungsstätte bilden oder die von diesen Räumen nicht durch feuerbeständige Bauteile getrennt sind, müssen feuerhemmend sein. Tragwerke von Dächern über Tribünen und Szenenflächen im Freien müssen mindestens feuerhemmend sein oder aus nichtbrenn-baren Baustoffen bestehen. Satz 1 gilt nicht für Versammlungsstätten mit automatischen Feuerlöschanlagen.
	(2) Bedachungen, ausgenommen Dachhaut und Dampfsperre, müssen bei Dächern, die den oberen Abschluss von Räumen der Versammlungsstätte bilden oder die von diesen Räumen nicht durch feuerbeständige Bauteile getrennt sind, aus nichtbrennbaren Baustoffen hergestellt werden. Dies gilt nicht für Bedachungen über Versammlungsräumen mit nicht mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche.
	(3) Lichtdurchlässige Bedachungen über Versammlungsräumen müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Bei Versammlungsräumen mit automatischen Feuerlöschanlagen genügen schwerentflammbare Baustoffe, die nicht brennend abtropfen können.
	§ 5
	(1) Dämmstoffe müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
	(2) Bekleidungen an Wänden in Versammlungsräumen müssen aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen bestehen. In Versammlungsräumen mit nicht mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche genügen geschlossene nicht hinterlüftete Holzbekleidungen.
	(3) Unterdecken und Bekleidungen an Decken in Versammlungsräumen müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. In Versammlungsräumen mit nicht mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche genügen Bekleidungen aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen oder geschlossene nicht hinterlüftete Holzbekleidungen.
	(4) In Foyers, durch die Rettungswege aus anderen Versammlungsräumen führen, in notwendigen Treppenräumen, Räumen zwischen notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie sowie notwendigen Fluren müssen Unterdecken und Bekleidungen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
	(5) Unterdecken und Bekleidungen, die mindestens schwerentflammbar sein müssen, dürfen nicht brennend abtropfen.
	(6) Unterkonstruktionen, Halterungen und Befestigungen von Unterdecken und Bekleidungen nach den Absätzen 2 bis 4 müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen; dies gilt nicht für Versammlungsräume mit nicht mehr als 100 Quadratmeter Grundfläche. In den Hohlräumen hinter Unterdecken und Bekleidungen aus brennbaren Baustoffen dürfen Kabel und Leitungen nur in Installationsschächten oder Installationskanälen aus nichtbrennbaren Baustoffen verlegt werden.
	(7) In notwendigen Treppenräumen, Räumen zwischen notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie müssen Bodenbeläge nichtbrennbar sein. In notwendigen Fluren sowie in Foyers, durch die Rettungswege aus an-deren Versammlungsräumen führen, müssen Bodenbeläge mindestens schwerentflammbar sein.
	Abschnitt 2
	Rettungswege
	§ 6
	Führung der Rettungswege
	(1) Rettungswege müssen ins Freie zu öffentlichen Verkehrsflächen führen. Zu den Rettungswegen von Versammlungsstätten gehören insbesondere die frei zu haltenden Gänge und Stufengänge, die Ausgänge aus Versammlungsräumen, die notwendigen Flure und notwendigen Treppen, die Ausgänge ins Freie, die als Rettungsweg dienenden Balkone, Dachterrassen und Außentreppen sowie die Rettungswege im Freien auf dem Grundstück.
	(2) Versammlungsstätten müssen in jedem Geschoss mit Aufenthaltsräumen mindestens zwei voneinander unabhängige bauliche Rettungswege haben; dies gilt für Tribünen entsprechend. Die Führung beider Rettungswege innerhalb eines Geschosses durch einen gemeinsamen notwendigen Flur ist zulässig. Rettungswege dürfen über Balkone, Dachterrassen und Außentreppen auf das Grundstück führen, wenn sie im Brandfall sicher begehbar sind.
	(3) Rettungswege dürfen über Gänge und Treppen durch Foyers oder Hallen zu Ausgängen ins Freie geführt werden, soweit mindestens ein weiterer von dem Foyer oder der Halle unabhängiger baulicher Rettungsweg vorhanden ist. Foyers oder Hallen dürfen nicht als Raum zwischen notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie im Sinne des § 35 Absatz 3 Satz 2 der Brandenburgischen Bauordnung dienen.
	(4) Versammlungsstätten müssen für Geschosse mit jeweils mehr als 800 Besucherplätzen nur diesen Geschossen zugeordnete Rettungswege haben.
	(5) Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume, die für mehr als 100 Besucherinnen und Besucher bestimmt sind oder mehr als 100 Quadratmeter Grundfläche haben, müssen jeweils mindestens zwei möglichst weit auseinander und entgegengesetzt liegende Ausgänge ins Freie oder zu Rettungswegen haben. Die nach § 7 Absatz 4 Satz 1 ermittelte Breite ist möglichst gleichmäßig auf die Ausgänge zu verteilen; die Mindestbreiten nach § 7 Absatz 4 Satz 3 und 4 bleiben unberührt.
	(6) Ausgänge und sonstige Rettungswege müssen durch Sicherheitszeichen dauerhaft und gut sichtbar gekennzeichnet sein.
	§ 7
	(1) Die Entfernung von jedem Besucherplatz bis zum nächsten Ausgang aus dem Versammlungsraum darf nicht länger als 30 Meter sein. Bei mehr als 5 Meter lichter Höhe ist je 2,5 Meter zusätzlicher lichter Höhe über der für Besucherinnen und Besucher zugänglichen Ebene für diesen Bereich eine Verlängerung der Entfernung um 5 Meter zulässig. Die Entfernung von 60 Meter bis zum nächsten Ausgang darf nicht überschritten werden. Die Sätze 1 bis 3 gelten für Tribünen außerhalb von Versammlungsräumen sinngemäß.
	(2) Die Entfernung von jeder Stelle einer Bühne bis zum nächsten Ausgang darf nicht länger als 30 Meter sein. Gänge zwischen den Wänden der Bühne und dem Rundhorizont oder den Dekorationen müssen eine lichte Breite von 1,20 Meter haben; in Großbühnen müssen diese Gänge vorhanden sein.
	(3) Die Entfernung von jeder Stelle eines notwendigen Flures oder eines Foyers bis zum Ausgang ins Freie oder zu einem notwendigen Treppenraum darf nicht länger als 30 Meter sein.
	(4) Die Breite der Rettungswege ist nach der größtmöglichen Personenzahl zu bemessen. Dabei muss die lichte Breite eines jeden Teils von Rettungswegen für die darauf angewiesenen Personen mindestens betragen bei
	1. Versammlungsstätten im Freien sowie Sportstadien
	1,20 Meter je 600 Personen,
	2. anderen Versammlungsstätten
	1,20 Meter je 200 Personen;
	Zwischenwerte sind zulässig. Die lichte Mindestbreite eines jeden Teils von Rettungswegen muss 1,20 Meter be-tragen. Bei Rettungswegen von Versammlungsräumen mit nicht mehr als 200 Besucherplätzen und bei Rettungs-wegen im Bühnenhaus genügt eine lichte Breite von 0,90 Meter. Für Rettungswege von Arbeitsgalerien genügt eine Breite von 0,80 Meter.
	(5) Ausstellungshallen müssen durch Gänge so unterteilt sein, dass die Tiefe der zur Aufstellung von Ausstellungsständen bestimmten Grundflächen (Ausstellungsflächen) nicht mehr als 30 Meter beträgt. Die Entfernung von jeder Stelle auf einer Ausstellungsfläche bis zu einem Gang darf nicht mehr als 20 Meter betragen; sie wird auf die nach Absatz 1 bemessene Entfernung nicht angerechnet. Die Gänge müssen auf möglichst geradem Weg zu entgegen-gesetzt liegenden Ausgängen führen. Die lichte Breite der Gänge und der zugehörigen Ausgänge muss mindestens 3 Meter betragen.
	(6) Die Entfernungen werden in der Lauflinie gemessen.
	§ 8
	(1) Die Führung der jeweils anderen Geschossen zugeordneten notwendigen Treppen in einem gemeinsamen notwendigen Treppenraum (Schachteltreppen) ist zulässig.
	(2) Notwendige Treppen müssen feuerbeständig sein. Für notwendige Treppen in notwendigen Treppenräumen oder als Außentreppen genügen nichtbrennbare Baustoffe. Für notwendige Treppen von Tribünen und Podien als veränderbare Einbauten genügen Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen und Stufen aus Holz. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht für notwendige Treppen von Ausstellungsständen.
	(3) Die lichte Breite notwendiger Treppen darf nicht mehr als 2,40 Meter betragen.
	(4) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherverkehr dienende Treppen müssen auf beiden Seiten feste und griffsichere Handläufe ohne freie Enden haben. Die Handläufe sind über Treppenabsätze fortzuführen.
	(5) Notwendige Treppen und dem allgemeinen Besucherverkehr dienende Treppen müssen geschlossene Tritt-stufen haben; dies gilt nicht für Außentreppen.
	(6) Wendeltreppen sind als notwendige Treppen für Besucherinnen und Besucher unzulässig.
	§ 9
	(1) Türen und Tore in raumabschließenden Innenwänden, die feuerbeständig sein müssen, sowie in inneren Brandwänden, müssen mindestens feuerhemmend, rauchdicht und selbstschließend sein.
	(2) Türen und Tore in raumabschließenden Innenwänden, die feuerhemmend sein müssen, müssen mindestens rauchdicht und selbstschließend sein.
	(3) Türen in Rettungswegen müssen in Fluchtrichtung aufschlagen und dürfen keine Schwellen haben. Während des Aufenthaltes von Personen in der Versammlungsstätte müssen die Türen der jeweiligen Rettungswege jederzeit von innen leicht und in voller Breite geöffnet werden können.
	(4) Schiebetüren sind im Zuge von Rettungswegen unzulässig, dies gilt nicht für automatische Schiebetüren, die die Rettungswege nicht beeinträchtigen. Pendeltüren müssen in Rettungswegen Vorrichtungen haben, die ein Durchpendeln der Türen verhindern.
	(5) Türen, die selbstschließend sein müssen, dürfen offengehalten werden, wenn sie Einrichtungen haben, die bei Raucheinwirkung ein selbsttätiges Schließen der Türen bewirken; sie müssen auch von Hand geschlossen werden können.
	(6) Mechanische Vorrichtungen zur Vereinzelung oder Zählung von Besucherinnen und Besuchern, wie Drehtüren oder -kreuze, sind in Rettungswegen unzulässig; dies gilt nicht für mechanische Vorrichtungen, die im Gefahrenfall von innen leicht und in voller Breite geöffnet werden können.
	Abschnitt 3
	Besucherplätze und Einrichtungen für Besucherinnen und Besucher
	§ 10
	(1) In Reihen angeordnete Sitzplätze müssen unverrückbar befestigt sein; werden nur vorübergehend Stühle auf-gestellt, so sind sie in den einzelnen Reihen fest miteinander zu verbinden. Satz 1 gilt nicht für Gaststätten und Kan-tinen sowie für abgegrenzte Bereiche von Versammlungsräumen mit nicht mehr als 20 Sitzplätzen und ohne Stufen, wie Logen.
	(2) Die Sitzplatzbereiche der Tribünen von Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besucherplätzen müssen unverrückbar befestigte Einzelsitze haben.
	(3) Sitzplätze müssen mindestens 0,50 Meter breit sein. Zwischen den Sitzplatzreihen muss eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,40 Meter vorhanden sein.
	(4) Sitzplätze müssen in Blöcken von höchstens 30 Sitzplatzreihen angeordnet sein. Hinter und zwischen den Blöcken müssen Gänge mit einer Mindestbreite von 1,20 Meter vorhanden sein. Die Gänge müssen auf möglichst kurzem Weg zum Ausgang führen.
	(5) Seitlich eines Ganges dürfen höchstens zehn Sitzplätze, bei Versammlungsstätten im Freien und Sportstadien höchstens 20 Sitzplätze angeordnet sein. Zwischen zwei Seitengängen dürfen 20 Sitzplätze, bei Versammlungsstätten im Freien und Sportstadien höchstens 40 Sitzplätze angeordnet sein. In Versammlungsräumen dürfen zwischen zwei Seitengängen höchstens 50 Sitzplätze angeordnet sein, wenn auf jeder Seite des Versammlungsraumes für jeweils vier Sitzreihen eine Tür mit einer lichten Breite von 1,20 Meter angeordnet ist.
	(6) Von jedem Tischplatz darf der Weg zu einem Gang nicht länger als 10 Meter sein. Der Abstand von Tisch zu Tisch soll 1,50 Meter nicht unterschreiten.
	(7) In Versammlungsräumen mit Reihenbestuhlung müssen
	1. von bis zu 5 000 vorhandenen Besucherplätzen mindestens 1 Prozent und
	2. von darüber hinaus vorhandenen Besucherplätzen mindestens 0,5 Prozent,
	mindestens jedoch zwei Plätze als Flächen für Rollstuhlbenutzerinnen und Rollstuhlbenutzer freigehalten werden. Die Plätze und die Wege zu ihnen sind durch Hinweisschilder gut sichtbar zu kennzeichnen. Für Versammlungs-stätten im Freien, Freisportanlagen und Sportstadien gelten die Sätze 1 und 2 entsprechend.
	(8) Stufen in Gängen (Stufengänge) müssen eine Steigung von mindestens 0,10 Meter und höchstens 0,19 Meter und einen Auftritt von mindestens 0,26 Meter haben. Der Fußboden des Durchganges zwischen Sitzplatzreihen und der Fußboden von Stehplatzreihen muss mit dem anschließenden Auftritt des Stufenganges auf einer Höhe liegen. Stufengänge in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besucherplätzen und in Sportstadien müssen sich durch farb-liche Kennzeichnung von den umgebenden Flächen deutlich abheben.
	§ 11
	(1) Flächen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an tiefer liegende Flächen an-grenzen, sind mit Abschrankungen zu umwehren, soweit sie nicht durch Stufengänge oder Rampen mit der tiefer liegenden Fläche verbunden sind. Satz 1 ist nicht anzuwenden:
	1. für die den Besucherinnen und Besuchern zugewandten Seiten von Bühnen und Szenenflächen,
	2. vor Stufenreihen, wenn die Stufenreihe nicht mehr als 0,50 Meter über dem Fußboden der davor liegenden Stufenreihe oder des Versammlungsraumes liegt oder
	3. vor Stufenreihen, wenn die Rückenlehnen der Sitzplätze der davor liegenden Stufenreihe den Fußboden der hinteren Stufenreihe um mindestens 0,65 Meter überragen.
	(2) Abschrankungen, wie Umwehrungen, Geländer, Wellenbrecher, Zäune, Absperrgitter oder Glaswände, müssen mindestens 1,10 Meter hoch sein. Umwehrungen und Geländer von Flächen, auf denen mit der Anwesenheit von Kleinkindern zu rechnen ist, sind so zu gestalten, dass ein Überklettern erschwert wird; der Abstand von Um-wehrungs- und Geländerteilen darf in einer Richtung nicht mehr als 0,12 Meter betragen.
	(3) Vor Sitzplatzreihen genügen Umwehrungen von 0,90 Meter Höhe; bei mindestens 0,20 Meter Brüstungsbreite der Umwehrung genügen 0,80 Meter; bei mindestens 0,50 Meter Brüstungsbreite genügen 0,70 Meter. Liegt die Stufenreihe nicht mehr als 1 Meter über dem Fußboden der davor liegenden Stufenreihe oder des Versammlungs-raumes, genügen vor Sitzplatzreihen 0,65 Meter.
	(4) Abschrankungen in den für Besucherinnen und Besucher zugänglichen Bereichen müssen so bemessen sein, dass sie dem Druck einer Personengruppe standhalten.
	(5) Die Fußböden und Stufen von Tribünen, Podien, Bühnen oder Szenenflächen dürfen keine Öffnungen haben, durch die Personen abstürzen können.
	(6) Spielfelder, Manegen, Fahrbahnen für den Rennsport und Reitbahnen müssen durch Abschrankungen, Netze oder andere Vorrichtungen so gesichert sein, dass Besucherinnen und Besucher durch die Darbietung oder den Betrieb des Spielfeldes, der Manege oder der Bahn nicht gefährdet werden. Für Darbietungen und für den Betrieb technischer Einrichtungen im Luftraum über den Besucherplätzen gilt Satz 1 entsprechend.
	(7) Werden Besucherplätze im Innenbereich von Fahrbahnen angeordnet, so muss der Innenbereich ohne Betreten der Fahrbahnen erreicht werden können.
	§ 12
	(1) Versammlungsstätten müssen getrennte Toilettenräume für Damen und Herren haben. Toiletten sollen in jedem Geschoss mit Besucherplätzen angeordnet werden. Es sollen mindestens vorhanden sein für:
	Besucherplätze
	Damen
	Herren
	Toiletten
	Toiletten
	Urinalbecken
	bis 100
	3
	1
	2
	über 100 je weitere 100
	1,2
	0,4
	0,8
	über 1 000 je weitere 100
	0,9
	0,3
	0,6
	über 20 000 je weitere 100
	0,6
	0,2
	0,4.
	Die ermittelten Zahlen sind auf ganze Zahlen aufzurunden. Soweit die Aufteilung der Toilettenräume nach Satz 2 nach der Art der Veranstaltung nicht zweckmäßig ist, kann für die Dauer der Veranstaltung eine andere Aufteilung erfolgen, wenn die Toilettenräume entsprechend gekennzeichnet werden. Auf dem Gelände der Versammlungsstätte oder in der Nähe vorhandene Toiletten können angerechnet werden, wenn sie für die Besucherinnen und Besucher der Versammlungsstätte zugänglich sind.
	(2) Mindestens eine je zwölf der nach Absatz 1 erforderlichen Toiletten muss barrierefrei sein. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend.
	(3) Jeder Toilettenraum muss einen Vorraum mit Waschbecken haben.
	§ 13
	Die Zahl der notwendigen barrierefreien Stellplätze muss mindestens der Hälfte der Zahl der nach § 10 Absatz 7 erforderlichen Besucherplätze entsprechen. Auf diese Stellplätze ist dauerhaft und leicht erkennbar hinzuweisen.
	Abschnitt 4
	Technische Anlagen und Einrichtungen, besondere Räume
	§ 14
	Sicherheitsstromversorgungsanlagen, elektrische Anlagen und Blitzschutzanlagen
	(1) Versammlungsstätten müssen eine Sicherheitsstromversorgungsanlage haben, die bei Ausfall der Stromver-sorgung den Betrieb der sicherheitstechnischen Anlagen und Einrichtungen übernimmt, insbesondere der
	1. Sicherheitsbeleuchtung,
	2. automatischen Feuerlöschanlagen und Druckerhöhungsanlagen für die Löschwasserversorgung,
	3. Rauchabzugsanlagen,
	4. Brandmeldeanlagen,
	5. Alarmierungsanlagen.
	(2) In Versammlungsstätten für verschiedene Veranstaltungsarten, wie Mehrzweckhallen, Theater und Studios, sind für die vorübergehende Verlegung beweglicher Kabel und Leitungen bauliche Vorkehrungen, wie Installationsschächte und -kanäle oder Abschottungen, zu treffen, die die Ausbreitung von Feuer und Rauch verhindern und die sichere Begehbarkeit, insbesondere der Rettungswege, gewährleisten.
	(3) Elektrische Schaltanlagen dürfen für Besucherinnen und Besucher nicht zugänglich sein.
	(4) Versammlungsstätten müssen Blitzschutzanlagen haben, die auch die sicherheitstechnischen Einrichtungen schützen (äußerer und innerer Blitzschutz).
	§ 15
	(1) In Versammlungsstätten muss eine Sicherheitsbeleuchtung vorhanden sein, die so beschaffen ist, dass Arbeitsvorgänge auf Bühnen und Szenenflächen sicher abgeschlossen werden können und sich Besucherinnen und Besucher, Mitwirkende und Betriebsangehörige auch bei vollständigem Versagen der allgemeinen Beleuchtung bis zu öffent-lichen Verkehrsflächen hin gut zurechtfinden können.
	(2) Eine Sicherheitsbeleuchtung muss vorhanden sein
	1. in notwendigen Treppenräumen, in Räumen zwischen notwendigen Treppenräumen und Ausgängen ins Freie und in notwendigen Fluren,
	2. in Versammlungsräumen sowie in allen übrigen Räumen für Besucherinnen und Besucher (zum Beispiel Foyers, Garderoben, Toiletten),
	3. für Bühnen und Szenenflächen,
	4. in den Räumen für Mitwirkende und Beschäftigte mit mehr als 20 Quadratmeter Grundfläche, ausgenommen Büroräume,
	5. in elektrischen Betriebsräumen, in Räumen für haustechnische Anlagen sowie in Scheinwerfer- und Bildwerferräumen,
	6. in Versammlungsstätten im Freien und Sportstadien, die während der Dunkelheit benutzt werden,
	7. für Sicherheitszeichen von Ausgängen und Rettungswegen,
	8. für Stufenbeleuchtungen.
	(3) In betriebsmäßig verdunkelten Versammlungsräumen, auf Bühnen und Szenenflächen muss eine Sicherheits-beleuchtung in Bereitschaftsschaltung vorhanden sein. Die Ausgänge, Gänge und Stufen im Versammlungsraum müssen auch bei Verdunklung unabhängig von der übrigen Sicherheitsbeleuchtung erkennbar sein. Bei Gängen in Versammlungsräumen mit auswechselbarer Bestuhlung sowie bei Sportstadien mit Sicherheitsbeleuchtung ist eine Stufenbeleuchtung nicht erforderlich.
	§ 16
	(1) Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume mit jeweils mehr als 50 Quadratmeter Grundfläche sowie Magazine, Lagerräume und Szenenflächen mit jeweils mehr als 200 Quadratmeter Grundfläche, Bühnen und not-wendige Treppenräume müssen zur Unterstützung der Brandbekämpfung entraucht werden können. 
	(2) Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbesondere erfüllt bei
	1. Versammlungsräumen und sonstigen Aufenthaltsräumen bis 200 Quadratmeter Grundfläche, wenn diese Räume Fenster nach § 47 Absatz 2 der Brandenburgischen Bauordnung haben,
	2. Versammlungsräumen, sonstigen Aufenthaltsräumen, Magazinen und Lagerräumen mit nicht mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche, wenn diese Räume entweder an der obersten Stelle Öffnungen zur Rauch-ableitung mit einem freien Querschnitt von insgesamt 1 Prozent der Grundfläche oder im oberen Drittel der Außenwände angeordnete Öffnungen, Türen oder Fenster mit einem freien Querschnitt von insgesamt 2 Prozent der Grundfläche haben und Zuluftflächen in insgesamt gleicher Größe, jedoch mit nicht mehr als 12 Quadratmeter freiem Querschnitt, vorhanden sind, die im unteren Raumdrittel angeordnet werden sollen,
	3. Versammlungsräumen, sonstigen Aufenthaltsräumen, Magazinen und Lagerräumen mit mehr als 1 000 Qua-dratmeter Grundfläche, wenn diese Räume Rauchabzugsanlagen haben, bei denen je höchstens 400 Quadrat-meter der Grundfläche mindestens ein Rauchabzugsgerät mit mindestens 1,5 Quadratmeter aerodynamisch wirksamer Fläche im oberen Raumdrittel angeordnet wird, je höchstens 1 600 Quadratmeter Grundfläche mindestens eine Auslösegruppe für die Rauchabzugsgeräte gebildet wird und Zuluftflächen im unteren Raumdrittel von insgesamt mindestens 12 Quadratmeter freiem Querschnitt vorhanden sind,
	4. Bühnen gemäß § 2 Absatz 5 sowie Szenenflächen, wenn an der obersten Stelle des Bühnenraumes oder des Raumes oberhalb der Szenenfläche Öffnungen zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von insgesamt mindestens 5 Prozent, bei den Szenenflächen von insgesamt mindestens 3 Prozent ihrer Grundfläche ange-ordnet werden. Zuluftflächen müssen in insgesamt gleicher Größe im unteren Raumdrittel der Bühnen oder der Räume mit Szenenflächen vorhanden sein. Bei Bühnenräumen mit Schutzvorhang müssen die Zuluftflächen so angeordnet sein, dass sie auch bei geschlossenem Schutzvorhang im Bühnenbereich wirksam sind.
	(3) Die Anforderung des Absatzes 1 ist insbesondere auch erfüllt, wenn in den Fällen des Absatzes 2 Nummer 1 bis 3 maschinelle Rauchabzugsanlagen vorhanden sind, bei denen je höchstens 400 Quadratmeter der Grundfläche der Räume mindestens ein Rauchabzugsgerät oder eine Absaugstelle mit einem Luftvolumenstrom von 10 000 Kubikmeter pro Stunde im oberen Raumdrittel angeordnet wird. Bei Räumen mit mehr als 1 600 Quadrat-meter Grundfläche genügt
	1. zu dem Luftvolumenstrom von 40 000 Kubikmeter pro Stunde für die Grundfläche von 1 600 Quadratmeter ein zusätzlicher Luftvolumenstrom von 5 000 Kubikmeter pro Stunde je angefangene weitere 400 Quadratmeter Grundfläche; der sich ergebende Gesamtvolumenstrom je Raum ist gleichmäßig auf die nach Satz 1 anzuordnenden Absaugstellen oder Rauchabzugsgeräte zu verteilen, oder
	2. ein Luftvolumenstrom von mindestens 40 000 Kubikmeter pro Stunde je Raum, wenn sichergestellt ist, dass dieser Luftvolumenstrom im Bereich der Brandstelle auf einer Grundfläche von höchstens 1 600 Quadratmeter von den nach Satz 1 anzuordnenden Absaugstellen oder Rauchabzugsgeräten gleichmäßig gefördert werden kann.
	Die Zuluftflächen müssen im unteren Raumdrittel in solcher Größe und so angeordnet werden, dass eine maximale Strömungsgeschwindigkeit von 3 Meter pro Sekunde nicht überschritten wird. Anstelle der Öffnungen zur Rauch-ableitung nach Absatz 2 Nummer 4 können maschinelle Rauchabzugsanlagen verwendet werden, wenn sie bezüglich des Schutzziels nach Absatz 1 ausreichend bemessen sind.
	(4) Die Anforderung des Absatzes 1 ist auch erfüllt bei Versammlungsräumen, sonstigen Aufenthaltsräumen, Magazinen und Lagerräumen nach Absatz 2 Nummer 1 bis 3 mit Sprinkleranlagen, wenn in diesen Räumen vorhandene Lüftungsanlagen automatisch bei Auslösen der Brandmeldeanlage, soweit diese nach § 20 Absatz 1 erforderlich ist, im Übrigen bei Auslösen der Sprinkleranlage so betrieben werden, dass sie nur entlüften und die ermittelten Luft-volumenströme nach Absatz 3 Satz 1 und Satz 2 Nummer 1 einschließlich Zuluft erreicht werden, soweit es die Zweckbestimmung der Absperrvorrichtungen gegen Brandübertragung zulässt; in Leitungen zum Zweck der Ent-lüftung dürfen Absperrvorrichtungen nur thermische Auslöser haben.
	(5) Die Anforderung des Absatzes 1 ist erfüllt bei 
	1. notwendigen Treppenräumen mit Fenstern gemäß § 35 Absatz 8 Satz 2 Nummer 1 der Brandenburgischen Bauordnung, wenn diese Treppenräume an der obersten Stelle eine Öffnung zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt von mindestens 1 Quadratmeter haben,
	2. notwendigen Treppenräumen gemäß § 35 Absatz 8 Satz 2 Nummer 2 der Brandenburgischen Bauordnung, wenn diese Treppenräume Rauchabzugsgeräte mit insgesamt mindestens 1 Quadratmeter aerodynamisch wirksamer Fläche haben, die im oder unmittelbar unter dem oberen Treppenraumabschluss angeordnet werden.
	(6) Anstelle von Öffnungen zur Rauchableitung nach Absatz 2 Nummer 2 und 4 und Absatz 5 Nummer 1 sowie Rauchabzugsgeräten nach Absatz 5 Nummer 2 ist die Rauchableitung über Schächte mit strömungstechnisch äqui-valenten Querschnitten zulässig, wenn die Wände der Schächte raumabschließend und so feuerwiderstandsfähig wie die durchdrungenen Bauteile, mindestens jedoch feuerhemmend sowie aus nichtbrennbaren Baustoffen sind.
	(7) Türen oder Fenster nach Absatz 2 Nummer 2, mit Abschlüssen versehene Öffnungen zur Rauchableitung nach Absatz 2 Nummer 2 und 4 und Absatz 5 Nummer 1 und Rauchabzugsgeräte nach Absatz 5 Nummer 2 müssen Vorrichtungen zum Öffnen haben, die von jederzeit zugänglichen Stellen aus leicht von Hand bedient werden können; sie können auch an einer jederzeit zugänglichen Stelle zusammengeführt werden. In notwendigen Treppenräumen müssen die Vorrichtungen von jedem Geschoss aus bedient werden können. Geschlossene Öffnungen, die als Zuluft-flächen dienen, müssen leicht geöffnet werden können.
	(8) Rauchabzugsanlagen müssen automatisch auslösen und von Hand von einer jederzeit zugänglichen Stelle ausgelöst werden können.
	(9) Manuelle Bedienungs- und Auslösestellen nach den Absätzen 7 und 8 sind mit einem Hinweisschild mit der Bezeichnung „RAUCHABZUG“ und der Angabe des jeweiligen Raumes zu versehen. An den Stellen muss die Betriebsstellung der jeweiligen Anlage sowie der Fenster, Türen, Abschlüsse und Rauchabzugsgeräte erkennbar sein.
	(10)  Maschinelle Rauchabzugsanlagen sind für eine Betriebszeit von 30 Minuten bei einer Rauchgastemperatur von 600 Grad Celsius auszulegen. Die Auslegung kann mit einer Rauchgastemperatur von 300 Grad Celsius erfolgen, wenn der Luftvolumenstrom des Raumes mindestens 40 000 Kubikmeter pro Stunde beträgt. Die Zuluftzufüh-rung muss durch automatische Ansteuerung und spätestens gleichzeitig mit Inbetriebnahme der Anlage erfolgen. Maschinelle Lüftungsanlagen können als maschinelle Rauchabzugsanlagen betrieben werden, wenn sie die an diese gestellten Anforderungen erfüllen.
	(11)  Die Abschlüsse der Öffnungen zur Rauchableitung von Bühnen mit Schutzvorhang müssen bei einem Überdruck von 350 Pascal selbsttätig öffnen; eine automatische Auslösung durch geeignete Temperaturmelder ist zulässig.
	§ 17
	(1) Heizungsanlagen in Versammlungsstätten müssen dauerhaft fest eingebaut sein. Sie müssen so angeordnet sein, dass ausreichende Abstände zu Personen, brennbaren Bauprodukten und brennbarem Material eingehalten werden und keine Beeinträchtigungen durch Abgase entstehen.
	(2) Versammlungsräume und sonstige Aufenthaltsräume mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfläche müssen Lüftungsanlagen haben.
	§ 18
	(1) Stände und Arbeitsgalerien für den Betrieb von Licht-, Ton-, Bild- und Regieanlagen, wie Schnürböden, Beleuchtungstürme oder Arbeitsbrücken, müssen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Der Abstand zwischen Arbeitsgalerien und Raumdecken muss mindestens 2 Meter betragen.
	(2) Von Arbeitsgalerien müssen mindestens zwei Rettungswege erreichbar sein. Jede Arbeitsgalerie einer Hauptbühne muss auf beiden Seiten der Hauptbühne einen Ausgang zu Rettungswegen außerhalb des Bühnenraumes haben.
	(3) Öffnungen in Arbeitsgalerien müssen so gesichert sein, dass Personen oder Gegenstände nicht herabfallen können.
	§ 19
	(1) Versammlungsräume, Bühnen, Foyers, Werkstätten, Magazine, Lagerräume und notwendige Flure sind mit geeigneten Feuerlöschern in ausreichender Zahl auszustatten. Die Feuerlöscher sind gut sichtbar und leicht zugänglich anzubringen.
	(2) In Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche müssen Wandhydranten für die Feuerwehr (Typ F) in ausreichender Zahl gut sichtbar und leicht zugänglich an geeigneten Stellen angebracht sein; im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle kann auf Wandhydranten verzichtet oder können anstelle von Wandhydranten trockene Löschwasserleitungen zugelassen werden.
	(3) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 3 600 Quadratmeter Grundfläche müssen eine automatische Feuerlöschanlage haben; dies gilt nicht für Versammlungsstätten, deren Versammlungsräume jeweils nicht mehr als 400 Quadratmeter Grundfläche haben.
	(4) Versammlungsräume, bei denen eine Fußbodenebene höher als 22 Meter über der Geländeoberfläche liegt, sind nur in Gebäuden mit automatischer Feuerlöschanlage zulässig.
	(5) Versammlungsräume in Kellergeschossen müssen eine automatische Feuerlöschanlage haben. Dies gilt nicht für Versammlungsräume mit nicht mehr als 200 Quadratmeter, deren Fußboden an keiner Stelle mehr als 5 Meter unter der Geländeoberfläche liegt.
	(6) In Versammlungsräumen müssen offene Küchen oder ähnliche Einrichtungen mit einer Grundfläche von mehr als 30 Quadratmeter eine dafür geeignete automatische Feuerlöschanlage haben.
	(7) Die Wirkung automatischer Feuerlöschanlagen darf durch überdeckte oder mehrgeschossige Ausstellungs- oder Dienstleistungsstände nicht beeinträchtigt werden.
	(8) Automatische Feuerlöschanlagen müssen an eine Brandmelderzentrale angeschlossen sein.
	§ 20
	(1) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche müssen Brandmeldeanlagen mit automatischen und nichtautomatischen Brandmeldern haben.
	(2) Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche müssen Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen haben, mit denen im Gefahrenfall Besucherinnen und Besucher, Mitwirkende und Betriebsangehörige alarmiert und Anweisungen erteilt werden können.
	(3) Versammlungsstätten mit Foyers oder Hallen, durch die Rettungswege aus anderen Versammlungsräumen führen, müssen Brandmeldeanlagen nach Absatz 1 und Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen nach Absatz 2 haben.
	(4) In Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche müssen zusätzlich zu den örtlichen Bedienungsvorrichtungen zentrale Bedienungsvorrichtungen für Rauchabzugs-, Feuerlösch-, Brandmelde-, Alarmierungs- und Lautsprecheranlagen in einem für die Feuerwehr leicht zugänglichen Raum (Brandmelder- und Alarmzentrale) zusammengefasst werden.
	(5) In Versammlungsstätten mit Versammlungsräumen von insgesamt mehr als 1 000 Quadratmeter Grundfläche müssen die Aufzüge mit einer Brandfallsteuerung ausgestattet sein, die durch die automatische Brandmeldeanlage ausgelöst wird. Die Brandfallsteuerung muss sicherstellen, dass die Aufzüge ein Geschoss mit Ausgang ins Freie oder das diesem nächstgelegene, nicht von der Brandmeldung betroffene Geschoss unmittelbar anfahren und dort mit geöffneten Türen außer Betrieb gehen.
	(6) Automatische Brandmeldeanlagen müssen durch technische Maßnahmen gegen Falschalarme gesichert sein. Brandmeldungen müssen von der Brandmelderzentrale unmittelbar und automatisch zur zuständigen Regionalleit-stelle weitergeleitet werden.
	§ 21
	(1) Für feuergefährliche Arbeiten, wie Schweiß-, Löt- oder Klebearbeiten, müssen dafür geeignete Werkstätten vorhanden sein.
	(2) Für das Aufbewahren von Dekorationen, Requisiten und anderem brennbaren Material müssen eigene Lagerräume (Magazine) vorhanden sein.
	(3) Für die Sammlung von Abfällen und Wertstoffen müssen dafür geeignete Behälter im Freien oder besondere Lagerräume vorhanden sein.
	(4) Werkstätten, Magazine und Lagerräume dürfen mit notwendigen Treppenräumen nicht in unmittelbarer Verbin-dung stehen.
	Teil 3
	Besondere Bauvorschriften
	Abschnitt 1
	Großbühnen
	§ 22
	Bühnenhaus
	(1) In Versammlungsstätten mit Großbühnen sind alle für den Bühnenbetrieb notwendigen Räume und Einrich-tungen in einem eigenen, von dem Zuschauerhaus getrennten Bühnenhaus unterzubringen.
	(2) Die Trennwand zwischen Bühnen- und Zuschauerhaus muss feuerbeständig und in der Bauart einer Brandwand hergestellt sein. Türen in dieser Trennwand müssen feuerbeständig und selbstschließend sein.
	§ 23
	(1) Die Bühnenöffnung von Großbühnen muss gegen den Versammlungsraum durch einen Vorhang aus nichtbrennbarem Material dicht geschlossen werden können (Schutzvorhang). Der Schutzvorhang muss durch sein Eigengewicht schließen können. Die Schließzeit darf 30 Sekunden nicht überschreiten. Der Schutzvorhang muss einem Druck von 450 Pascal nach beiden Richtungen standhalten. Eine höchstens 1 Meter breite, zur Hauptbühne sich öffnende, selbsttätig schließende Tür im Schutzvorhang ist zulässig.
	(2) Der Schutzvorhang muss so angeordnet sein, dass er im geschlossenen Zustand an allen Seiten an feuerbeständige Bauteile anschließt. Der Bühnenboden darf unter dem Schutzvorhang durchgeführt werden. Das untere Profil dieses Schutzvorhangs muss ausreichend steif sein oder mit Stahldornen in entsprechende stahlbewehrte Aussparungen im Bühnenboden eingreifen.
	(3) Die Vorrichtung zum Schließen des Schutzvorhangs muss mindestens an zwei Stellen von Hand ausgelöst werden können. Beim Schließen muss auf der Bühne ein Warnsignal zu hören sein.
	§ 24
	(1) Großbühnen müssen eine automatische Sprühwasserlöschanlage haben, die auch den Schutzvorhang beaufschlagt.
	(2) Die Sprühwasserlöschanlage muss zusätzlich mindestens von zwei Stellen aus von Hand in Betrieb gesetzt werden können.
	(3) In Großbühnen müssen neben den Ausgängen zu den Rettungswegen in Höhe der Arbeitsgalerien und des Schnürbodens Wandhydranten vorhanden sein.
	(4) Großbühnen und Räume mit besonderen Brandgefahren müssen eine Brandmeldeanlage mit automatischen und nichtautomatischen Brandmeldern haben.
	(5) Die Auslösung eines Alarmes muss optisch und akustisch am Platz der Brandsicherheitswache erkennbar sein.
	§ 25
	(1) Auf jeder Seite der Bühnenöffnung muss für die Brandsicherheitswache ein besonderer Platz mit einer Grundfläche von mindestens 1 Meter mal 1 Meter und einer Höhe von mindestens 2,20 Meter vorhanden sein. Die Brand-sicherheitswache muss die Fläche, die bespielt wird, überblicken und betreten können.
	(2) Am Platz der Brandsicherheitswache müssen die Vorrichtung zum Schließen des Schutzvorhangs und die Auslösevorrichtungen der Rauchabzugs- und Sprühwasserlöschanlagen der Bühne sowie ein nichtautomatischer Brandmelder leicht erreichbar angebracht und durch Hinweisschilder gekennzeichnet sein. Die Auslösevorrichtungen müssen beleuchtet sein. Diese Beleuchtung muss an die Sicherheitsstromversorgung angeschlossen sein. Die Vorrichtungen sind gegen unbeabsichtigtes Auslösen zu sichern.
	Abschnitt 2
	Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besucherplätzen
	§ 26
	Räume für Lautsprecherzentrale, Polizei, Feuerwehr, Sanitäts- und Rettungsdienst
	(1) Mehrzweckhallen und Sportstadien müssen einen Raum für eine Lautsprecherzentrale haben, von dem aus die Besucherbereiche und der Innenbereich überblickt und Polizei, Feuerwehr und Rettungsdienste benachrichtigt werden können. Die Lautsprecheranlage muss eine Vorrangschaltung für die Einsatzleitung der Polizei haben.
	(2) In Mehrzweckhallen und Sportstadien sind ausreichend große Räume für die Polizei und die Feuerwehr anzuordnen. Der Raum für die Einsatzleitung der Polizei muss eine räumliche Verbindung mit der Lautsprecherzentrale haben und mit Anschlüssen für eine Videoanlage zur Überwachung der Besucherbereiche ausgestattet sein.
	(3) Wird die Funkkommunikation der Einsatzkräfte von Polizei und Feuerwehr innerhalb der Versammlungsstätte durch die bauliche Anlage gestört, ist die Versammlungsstätte mit technischen Anlagen zur Unterstützung des Funkverkehrs auszustatten.
	(4) In Mehrzweckhallen und Sportstadien muss mindestens ein ausreichend großer Raum für den Sanitäts- und Rettungsdienst vorhanden sein.
	§ 27
	(1) Die Besucherplätze müssen vom Innenbereich durch mindestens 2,20 Meter hohe Abschrankungen abgetrennt sein. In diesen Abschrankungen sind den Stufengängen zugeordnete, mindestens 1,80 Meter breite Tore anzuordnen, die sich im Gefahrenfall leicht zum Innenbereich hin öffnen lassen. Die Tore dürfen nur vom Innenbereich oder von zentralen Stellen aus zu öffnen sein und müssen in geöffnetem Zustand durch selbsteinrastende Feststeller gesichert werden. Der Übergang in den Innenbereich muss niveaugleich sein.
	(2) Stehplätze müssen in Blöcken für höchstens 2 500 Besucherinnen und Besucher angeordnet werden, die durch mindestens 2,20 Meter hohe Abschrankungen mit eigenen Zugängen abgetrennt sind.
	(3) Die Anforderungen nach den Absätzen 1 oder 2 gelten nicht, soweit in dem Sicherheitskonzept nachgewiesen wird, dass abweichende Abschrankungen oder Blockbildungen unbedenklich sind. Das Sicherheitskonzept ist mit den für öffentliche Sicherheit oder Ordnung zuständigen Behörden, insbesondere der Polizei, der Feuerwehr und den Rettungsdiensten abzustimmen.
	§ 28
	Werden mehr als fünf Stufen von Stehplatzreihen hintereinander angeordnet, so ist vor der vordersten Stufe eine durchgehende Schranke von 1,10 Meter Höhe anzuordnen. Nach jeweils fünf weiteren Stufen sind Schranken gleicher Höhe (Wellenbrecher) anzubringen, die einzeln mindestens 3 Meter und höchstens 5,50 Meter lang sind. Die seitlichen Abstände zwischen den Wellenbrechern dürfen nicht mehr als 5 Meter betragen. Die Abstände sind nach höchstens fünf Stehplatzreihen durch versetzt angeordnete Wellenbrecher zu überdecken, die auf beiden Seiten mindestens 0,25 Meter länger sein müssen als die seitlichen Abstände zwischen den Wellenbrechern. Die Wellenbrecher sind im Bereich der Stufenvorderkante anzuordnen.
	§ 29
	(1) Werden vor Szenenflächen Stehplätze für Besucherinnen und Besucher angeordnet, so sind die Besucherplätze von der Szenenfläche durch eine Abschrankung so abzutrennen, dass zwischen der Szenenfläche und der Abschrankung ein Gang von mindestens 2 Meter Breite für den Ordnungsdienst und Rettungskräfte vorhanden ist.
	(2) Werden vor Szenenflächen mehr als 5 000 Stehplätze für Besucherinnen und Besucher angeordnet, so sind durch mindestens zwei weitere Abschrankungen vor der Szenenfläche nur von den Seiten zugängliche Stehplatz-bereiche zu bilden. Die Abschrankungen müssen voneinander an den Seiten einen Abstand von jeweils mindestens 5 Meter und über die Breite der Szenenfläche einen Abstand von mindestens 10 Meter haben.
	§ 30
	(1) Stadionanlagen müssen eine mindestens 2,20 Meter hohe Einfriedung haben, die das Überklettern erschwert.
	(2) Vor den Eingängen sind Geländer so anzuordnen, dass Besucherinnen und Besucher nur einzeln und hinter-einander Einlass finden. Es sind Einrichtungen für Zugangskontrollen sowie für die Durchsuchung von Personen und Sachen vorzusehen. Für die Einsatzkräfte von Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten sind von den Besucher-eingängen getrennte Eingänge anzuordnen.
	(3) Für Einsatz- und Rettungsfahrzeuge müssen besondere Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen vorhanden sein. Von den Zufahrten und Aufstellflächen aus müssen die Eingänge der Versammlungsstätten unmittelbar erreichbar sein. Für Einsatz- und Rettungsfahrzeuge muss eine Zufahrt zum Innenbereich vorhanden sein. Die Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen müssen gekennzeichnet sein.
	Teil 4
	Betriebsvorschriften
	Abschnitt 1
	Rettungswege, Besucherplätze
	§ 31
	Rettungswege, Flächen für die Feuerwehr
	(1) Rettungswege auf dem Grundstück sowie Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen für Einsatzfahrzeuge von Polizei, Feuerwehr und Rettungsdiensten müssen ständig frei gehalten werden. Darauf ist dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen.
	(2) Rettungswege in der Versammlungsstätte müssen ständig frei gehalten werden.
	(3) Während des Betriebes müssen alle Türen von Rettungswegen unverschlossen sein.
	§ 32
	(1) Die Zahl der im Bestuhlungs- und Rettungswegeplan genehmigten Besucherplätze darf nicht überschritten und die genehmigte Anordnung der Besucherplätze darf nicht geändert werden.
	(2) Eine Ausfertigung des für die jeweilige Nutzung genehmigten Planes ist in der Nähe des Haupteinganges eines jeden Versammlungsraumes gut sichtbar anzubringen.
	(3) Ist nach der Art der Veranstaltung die Abschrankung der Stehflächen vor Szenenflächen erforderlich, sind Abschrankungen nach § 29 auch in Versammlungsstätten mit nicht mehr als 5 000 Stehplätzen einzurichten.
	Abschnitt 2
	Brandverhütung
	§ 33
	Vorhänge, Sitze, Ausstattungen, Requisiten und Ausschmückungen
	(1) Vorhänge von Bühnen und Szenenflächen müssen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen.
	(2) Sitze von Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besucherplätzen müssen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen. Die Unterkonstruktion muss aus nichtbrennbarem Material bestehen.
	(3) Ausstattungen müssen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen. Bei Bühnen oder Szenen-flächen mit automatischen Feuerlöschanlagen genügen Ausstattungen aus normalentflammbarem Material.
	(4) Requisiten müssen aus mindestens normalentflammbarem Material bestehen.
	(5) Ausschmückungen müssen aus mindestens schwerentflammbarem Material bestehen. Ausschmückungen in notwendigen Fluren und notwendigen Treppenräumen müssen aus nichtbrennbarem Material bestehen.
	(6) Ausschmückungen müssen unmittelbar an Wänden, Decken oder Ausstattungen angebracht werden. Frei im Raum hängende Ausschmückungen sind zulässig, wenn sie einen Abstand von mindestens 2,50 Meter zum Fußboden haben. Ausschmückungen aus natürlichem Pflanzenschmuck dürfen sich nur so lange sie frisch sind in den Räumen befinden.
	(7) Der Raum unter dem Schutzvorhang ist von Ausstattungen, Requisiten oder Ausschmückungen so freizuhalten, dass die Funktion des Schutzvorhangs nicht beeinträchtigt wird.
	(8) Brennbares Material muss von Zündquellen, wie Scheinwerfern oder Heizstrahlern, so weit entfernt sein, dass das Material durch diese nicht entzündet werden kann.
	§ 34
	(1) Ausstattungen, Requisiten und Ausschmückungen dürfen nur außerhalb der Bühnen und der Szenenflächen aufbewahrt werden; dies gilt nicht für den Tagesbedarf.
	(2) Auf den Bühnenerweiterungen dürfen Szenenaufbauten der laufenden Spielzeit bereitgestellt werden, wenn die Bühnenerweiterungen durch dichtschließende Abschlüsse aus nichtbrennbaren Baustoffen gegen die Hauptbühne abgetrennt sind.
	(3) An den Zügen von Bühnen oder Szenenflächen dürfen nur Ausstattungsteile für einen Tagesbedarf hängen.
	(4) Pyrotechnische Gegenstände, brennbare Flüssigkeiten und anderes brennbares Material, insbesondere Pack-material, dürfen nur in den dafür vorgesehenen Magazinen aufbewahrt werden.
	§ 35
	(1) Auf Bühnen und Szenenflächen, in Werkstätten und Magazinen ist das Rauchen verboten. Das Rauchverbot gilt nicht für Darstellerinnen und Darsteller und Mitwirkende auf Bühnen- und Szenenflächen während der Proben und Veranstaltungen, soweit das Rauchen in der Art der Veranstaltungen begründet ist.
	(2) In Versammlungsräumen, auf Bühnen- und Szenenflächen und in Sportstadien ist das Verwenden von offenem Feuer, brennbaren Flüssigkeiten und Gasen, pyrotechnischen Gegenständen und anderen explosionsgefährlichen Stoffen verboten. § 17 Absatz 1 bleibt unberührt. Das Verwendungsverbot gilt nicht, soweit das Verwenden von offenem Feuer, brennbaren Flüssigkeiten und Gasen sowie pyrotechnischen Gegenständen in der Art der Veran-staltung begründet ist und die Veranstalterin oder der Veranstalter die erforderlichen Brandschutzmaßnahmen im Einzelfall mit der Brandschutzdienststelle abgestimmt hat. Die Verwendung pyrotechnischer Gegenstände muss durch eine nach Sprengstoffrecht geeignete Person überwacht werden.
	(3) Die Verwendung von Kerzen und ähnlichen Lichtquellen als Tischdekoration sowie die Verwendung von offenem Feuer in dafür vorgesehenen Kücheneinrichtungen zur Zubereitung von Speisen ist zulässig.
	(4) Auf die Verbote der Absätze 1 und 2 ist dauerhaft und gut sichtbar hinzuweisen.
	Abschnitt 3
	Betrieb technischer Einrichtungen
	§ 36
	Bedienung und Wartung der technischen Einrichtungen
	(1) Der Schutzvorhang muss täglich vor der ersten Vorstellung oder Probe durch Aufziehen und Herablassen auf seine Betriebsbereitschaft geprüft werden. Der Schutzvorhang ist nach jeder Vorstellung herabzulassen und zu allen arbeitsfreien Zeiten geschlossen zu halten.
	(2) Die Automatik der Sprühwasserlöschanlage kann während der Dauer der Anwesenheit der verantwortlichen Personen für Veranstaltungstechnik abgeschaltet werden.
	(3) Die automatische Brandmeldeanlage kann abgeschaltet werden, soweit dies in der Art der Veranstaltung begründet ist und die Veranstalterin oder der Veranstalter die erforderlichen Brandschutzmaßnahmen im Einzelfall mit der Brandschutzdienststelle abgestimmt hat.
	(4) Während des Aufenthaltes von Personen in Räumen, für die eine Sicherheitsbeleuchtung vorgeschrieben ist, muss diese in Betrieb sein, soweit die Räume nicht ausreichend durch Tageslicht erhellt sind.
	§ 37
	Auf den Betrieb von Laseranlagen in den für Besucherinnen und Besucher zugänglichen Bereichen sind die arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften entsprechend anzuwenden.
	Abschnitt 4
	Verantwortliche Personen, besondere Betriebsvorschriften
	§ 38
	Pflichten der Betreiberinnen und Betreiber, Veranstalterinnen und Veranstalter und beauftragten Personen
	(1) Die Betreiberin oder der Betreiber ist für die Sicherheit der Veranstaltung und die Einhaltung der Vorschriften verantwortlich.
	(2) Während des Betriebes von Versammlungsstätten muss die Betreiberin oder der Betreiber oder eine von ihr oder ihm beauftragte Veranstaltungsleitung ständig anwesend sein.
	(3) Die Betreiberin oder der Betreiber muss die Zusammenarbeit von Ordnungsdienst, Brandsicherheitswache und Sanitätswache mit der Polizei, der Feuerwehr und dem Rettungsdienst gewährleisten.
	(4) Die Betreiberin oder der Betreiber ist zur Einstellung des Betriebes verpflichtet, wenn für die Sicherheit der Versammlungsstätte notwendige Anlagen, Einrichtungen oder Vorrichtungen nicht betriebsfähig sind oder wenn Betriebsvorschriften nicht eingehalten werden können.
	(5) Die Betreiberin oder der Betreiber kann die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 durch schriftliche Vereinbarung auf die Veranstalterin oder den Veranstalter übertragen, wenn diese oder dieser oder deren oder dessen beauftragte Veranstaltungsleitung mit der Versammlungsstätte und deren Einrichtungen vertraut ist. Die Verant-wortung der Betreiberin oder des Betreibers bleibt unberührt.
	§ 39
	(1) Verantwortliche Personen für Veranstaltungstechnik sind
	1. die Geprüften Meisterinnen oder Geprüften Meister für Veranstaltungstechnik,
	2. technische Fachkräfte mit bestandenem fachrichtungsspezifischen Teil der Prüfung nach § 3 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit den §§ 5, 6 oder 7 der Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluss „Geprüfter Meister für Veranstaltungstechnik/Geprüfte Meisterin für Veranstaltungstechnik“ in den Fach-richtungen Bühne/Studio, Beleuchtung, Halle in der jeweiligen Fachrichtung,
	3. Hochschulabsolventinnen und Hochschulabsolventen mit berufsqualifizierendem Hochschulabschluss der Fachrichtung Theater- oder Veranstaltungstechnik mit mindestens einem Jahr Berufserfahrung im technischen Betrieb von Bühnen, Studios oder Mehrzweckhallen in der jeweiligen Fachrichtung, denen die Industrie- und Handelskammer zu Berlin ein Befähigungszeugnis nach Anlage 1 ausgestellt hat,
	4. technische Bühnen- und Studiofachkräfte, die das Befähigungszeugnis nach den bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Vorschriften erworben haben oder die Tätigkeit als technische Bühnen- und Studio-fachkraft ohne Befähigungszeugnis ausüben durften und in den letzten drei Jahren ausgeübt haben.
	Auf Antrag stellt die Industrie- und Handelskammer zu Berlin auch den Personen nach Satz 1 Nummer 1 bis 4 ein Befähigungszeugnis nach Anlage 1 aus. Die in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Befähigungszeugnisse werden anerkannt.
	(2) Gleichwertige Ausbildungen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder einem Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum erworben und durch einen Ausbildungsnachweis belegt werden, sind entsprechend den europäischen Richtlinien zur Anerkennung von Berufsqualifikationen den in Absatz 1 genannten Ausbildungen gleichgestellt.
	§ 40
	(1) Die verantwortlichen Personen für Veranstaltungstechnik müssen mit den bühnen-, studio- und beleuchtungstechnischen und sonstigen technischen Einrichtungen der Versammlungsstätte vertraut sein und deren Sicherheit und Funktionsfähigkeit, insbesondere hinsichtlich des Brandschutzes, während des Betriebes gewährleisten.
	(2) Auf- oder Abbau bühnen-, studio- und beleuchtungstechnischer Einrichtungen von Großbühnen oder Szenenflächen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfläche oder in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Besucherplätzen, wesentliche Wartungs- und Instandsetzungsarbeiten an diesen Einrichtungen und technische Proben müssen von einer verantwortlichen Person für Veranstaltungstechnik geleitet und beaufsichtigt werden.
	(3) Bei Generalproben, Veranstaltungen, Sendungen oder Aufzeichnungen von Veranstaltungen auf Großbühnen oder Szenenflächen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfläche oder in Mehrzweckhallen mit mehr als 5 000 Be-sucherplätzen müssen mindestens eine für die bühnen- oder studiotechnischen Einrichtungen sowie eine für die beleuchtungstechnischen Einrichtungen verantwortliche Person für Veranstaltungstechnik anwesend sein.
	(4) Bei Szenenflächen mit mehr als 50 Quadratmeter und nicht mehr als 200 Quadratmeter Grundfläche oder in Mehrzweckhallen mit nicht mehr als 5 000 Besucherplätzen müssen die Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3 zumindest von einer Fachkraft für Veranstaltungstechnik mit mindestens drei Jahren Berufserfahrung wahrgenommen werden. Die Aufgaben können auch von erfahrenen Bühnenhandwerkerinnen oder Bühnenhandwerkern oder Beleuchterinnen oder Beleuchtern wahrgenommen werden, die diese Aufgaben nach den bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung geltenden Vorschriften wahrnehmen durften und in den letzten drei Jahren ausgeübt haben.
	(5) Die Anwesenheit nach Absatz 3 ist nicht erforderlich, wenn 
	1. die Sicherheit und Funktionsfähigkeit der bühnen-, studio- und beleuchtungstechnischen sowie der sonstigen technischen Einrichtungen der Versammlungsstätte von der verantwortlichen Person für Veranstaltungstechnik überprüft wurden,
	2. diese Einrichtungen während der Veranstaltung nicht bewegt oder sonst verändert werden,
	3. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefahren ausgehen können und 
	4. die Aufsicht durch eine Fachkraft für Veranstaltungstechnik geführt wird, die mit den technischen Einrich-tungen vertraut ist.
	Im Fall des Absatzes 4 können die Aufgaben nach den Absätzen 1 bis 3 von einer aufsichtführenden Person wahr-genommen werden, wenn
	1. von Auf- und Abbau sowie dem Betrieb der bühnen-, studio- und beleuchtungstechnischen Einrichtungen keine Gefahren ausgehen können,
	2. von Art oder Ablauf der Veranstaltung keine Gefahren ausgehen können und 
	3. die aufsichtführende Person mit den technischen Einrichtungen vertraut ist.
	(6) Bei Großbühnen sowie bei Szenenflächen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfläche und bei Gastspielver-anstaltungen mit eigenem Szenenaufbau in Versammlungsräumen muss vor der ersten Veranstaltung eine nicht-öffentliche technische Probe mit vollem Szenenaufbau und voller Beleuchtung stattfinden. Diese technische Probe ist der Bauaufsichtsbehörde mindestens 24 Stunden vorher anzuzeigen. Beabsichtigte wesentliche Änderungen des Szenenaufbaues nach der technischen Probe sind der zuständigen Bauaufsichtsbehörde rechtzeitig anzuzeigen. Die Bauaufsichtsbehörde kann auf die technische Probe verzichten, wenn dies nach der Art der Veranstaltung oder nach dem Umfang des Szenenaufbaues unbedenklich ist.
	§ 41
	(1) Bei Veranstaltungen mit erhöhten Brandgefahren hat die Betreiberin oder der Betreiber eine Brandsicherheitswache einzurichten.
	(2) Bei jeder Veranstaltung auf Großbühnen sowie Szenenflächen mit mehr als 200 Quadratmeter Grundfläche muss eine Brandsicherheitswache der Feuerwehr anwesend sein. Den Anweisungen der Brandsicherheitswache ist zu folgen. Eine Brandsicherheitswache der Feuerwehr ist nicht erforderlich, wenn die Brandschutzdienststelle der Betreiberin oder dem Betreiber bestätigt, dass er über eine ausreichende Zahl ausgebildeter Kräfte verfügt, die die Aufgaben der Brandsicherheitswache wahrnehmen.
	(3) Veranstaltungen mit voraussichtlich mehr als 5 000 Besucherinnen und Besuchern sind der für den Sanitäts- und Rettungsdienst zuständigen Behörde rechtzeitig anzuzeigen.
	§ 42
	(1) Die Betreiberin oder der Betreiber oder eine von ihr oder ihm beauftragte Person hat im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle eine Brandschutzordnung und gegebenenfalls ein Räumungskonzept aufzustellen. Darin sind
	1. die Erforderlichkeit und die Aufgaben einer oder eines Brandschutzbeauftragten und der Kräfte für den Brandschutz sowie
	2. die Maßnahmen, die im Gefahrenfall für eine schnelle und geordnete Räumung der gesamten Versammlungsstätte oder einzelner Bereiche unter besonderer Berücksichtigung von Menschen mit Behinderungen erforderlich sind,
	festzulegen. Die Maßnahmen nach Satz 2 Nummer 2 sind bei Versammlungsstätten, die für mehr als 1 000 Besucherinnen und Besucher bestimmt sind, gesondert in einem Räumungskonzept darzustellen, sofern diese Maßnahmen nicht bereits Bestandteil des Sicherheitskonzeptes nach § 43 sind.
	(2) Das Betriebspersonal ist bei Beginn des Arbeitsverhältnisses und danach mindestens einmal jährlich zu unterweisen über
	1. die Lage und die Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen und -anlagen, Rauchabzugsanlagen, Brandmelde- und Alarmierungsanlagen und der Brandmelder- und Alarmzentrale,
	2. die Brandschutzordnung, insbesondere über das Verhalten bei einem Brand oder bei einer sonstigen Gefahrenlage, gegebenenfalls in Verbindung mit dem Räumungskonzept und
	3. die Betriebsvorschriften.
	Den Brandschutzdienststellen ist Gelegenheit zu geben, an der Unterweisung teilzunehmen. Über die Unterweisung ist eine Niederschrift zu fertigen, die der Bauaufsichtsbehörde auf Verlangen vorzulegen ist.
	(3) Im Einvernehmen mit der Brandschutzdienststelle sind Feuerwehrpläne anzufertigen und der örtlichen Feuerwehr zur Verfügung zu stellen.
	§ 43
	(1) Erfordert es die Art der Veranstaltung, hat die Betreiberin oder der Betreiber ein Sicherheitskonzept aufzu-stellen und einen Ordnungsdienst einzurichten.
	(2) Für Versammlungsstätten mit mehr als 5 000 Besucherplätzen hat die Betreiberin oder der Betreiber im Einvernehmen mit den für Sicherheit oder Ordnung zuständigen Behörden, insbesondere der Polizei, der Feuerwehr und der Rettungsdienste, ein Sicherheitskonzept aufzustellen. Im Sicherheitskonzept sind die Mindestzahl der Kräfte des Ordnungsdienstes gestaffelt nach Besucherzahlen und Gefährdungsgraden sowie die betrieblichen Sicherheitsmaßnahmen und die allgemeinen und besonderen Sicherheitsdurchsagen festzulegen.
	(3) Der nach dem Sicherheitskonzept erforderliche Ordnungsdienst muss unter der Leitung einer von der Betrei-berin oder dem Betreiber oder der Veranstalterin oder dem Veranstalter bestellten Ordnungsdienstleitung stehen.
	(4) Die Ordnungsdienstleitung und die Ordnungsdienstkräfte sind für die betrieblichen Sicherheitsmaßnahmen verantwortlich. Sie sind insbesondere für die Kontrolle an den Ein- und Ausgängen und den Zugängen zu den Be-sucherblöcken, die Beachtung der maximal zulässigen Besucherzahl und die Anordnung der Besucherplätze, die Beachtung der Verbote des § 35, die Sicherheitsdurchsagen sowie für die geordnete Evakuierung im Gefahrenfall verantwortlich.
	Teil 5
	Zusätzliche Bauvorlagen
	§ 44
	Zusätzliche Bauvorlagen, Bestuhlungs- und Rettungswegeplan
	(1) Mit den Bauvorlagen ist ein Brandschutzkonzept vorzulegen, in dem insbesondere die maximal zulässige Zahl der Besucherinnen und Besucher, die Anordnung und Bemessung der Rettungswege und die zur Erfüllung der brandschutztechnischen Anforderungen erforderlichen baulichen, technischen und betrieblichen Maßnahmen dargestellt sind. Ist eine höhere Anzahl von Besucherinnen und Besuchern je Quadratmeter Grundfläche des Versammlungsraumes als nach § 1 Absatz 2 Satz 1 vorgesehen, sind die schnelle und sichere Erreichbarkeit der Ausgänge ins Freie und die Möglichkeit zur Durchführung wirksamer Lösch- und Rettungsarbeiten gesondert darzustellen.
	(2) Für die nach dieser Verordnung erforderlichen technischen Einrichtungen sind besondere Pläne, Beschrei-bungen und Nachweise vorzulegen.
	(3) Mit den bautechnischen Nachweisen sind Standsicherheitsnachweise für dynamische Belastungen vorzulegen.
	(4) Der Verlauf der Rettungswege im Freien, die Zufahrten und die Aufstell- und Bewegungsflächen für die Einsatz- und Rettungsfahrzeuge sind in einem besonderen Außenanlagenplan darzustellen.
	(5) Die Anordnung der Sitz- und Stehplätze, einschließlich der Plätze für Rollstuhlbenutzerinnen und Rollstuhlbenutzer, der Bühnen-, Szenen- oder Spielflächen sowie der Verlauf der Rettungswege sind in einem Bestuhlungs- und Rettungswegeplan im Maßstab von mindestens 1 : 200 darzustellen. Sind verschiedene Anordnungen vorgesehen, so ist für jede ein besonderer Plan vorzulegen.
	§ 45
	(1) Für den eigenen, gleichbleibenden Szenenaufbau von wiederkehrenden Gastspielveranstaltungen kann auf schriftlichen Antrag ein Gastspielprüfbuch erteilt werden.
	(2) Das Gastspielprüfbuch muss dem Muster der Anlage 2 entsprechen. Die Veranstalterin oder der Veranstalter ist durch das Gastspielprüfbuch von der Verpflichtung entbunden, an jedem Gastspielort die Sicherheit des Szenen-aufbaues und der dazu gehörenden technischen Einrichtungen erneut nachzuweisen.
	(3) Das Gastspielprüfbuch wird von der unteren Bauaufsichtsbehörde erteilt. Die Geltungsdauer ist auf die Dauer der Tournee zu befristen und kann auf schriftlichen Antrag verlängert werden. Vor der Erteilung ist eine technische Probe durchzuführen. Die in einem anderen Land der Bundesrepublik Deutschland ausgestellten Gastspielprüfbücher werden anerkannt.
	(4) Das Gastspielprüfbuch ist der für den Gastspielort zuständigen Bauaufsichtsbehörde rechtzeitig vor der ersten Veranstaltung am Gastspielort vorzulegen. Werden für die Gastspielveranstaltung Fliegende Bauten genutzt, ist das Gastspielprüfbuch mit der Anzeige der Aufstellung der Fliegenden Bauten vorzulegen. Die ordnungsbehördlichen Befugnisse nach der Brandenburgischen Bauordnung bleiben unberührt.
	Teil 6
	Bestehende Versammlungsstätten
	§ 46
	Anwendung der Vorschriften auf bestehende Versammlungsstätten
	(1) Auf die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung bestehenden Versammlungsstätten ist der betrieblich-organisatorische Brandschutz innerhalb von zwei Jahren § 42 Absatz 1 und 2 entsprechend anzupassen.
	(2) Die Bauaufsichtsbehörde hat Versammlungsstätten in Zeitabständen von höchstens drei Jahren zu prüfen. Dabei ist auch die Einhaltung der Betriebsvorschriften zu überwachen und festzustellen, ob die vorgeschriebenen wiederkehrenden Prüfungen fristgerecht durchgeführt und etwaige Mängel beseitigt worden sind. Den Ordnungs-behörden, der Gewerbeaufsicht und der Brandschutzdienststelle ist Gelegenheit zur Teilnahme an den Prüfungen zu geben.
	Teil 7
	Schlussvorschriften
	§ 47
	Ordnungswidrigkeiten
	Ordnungswidrig nach § 85 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Brandenburgischen Bauordnung handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
	1. entgegen § 31 Absatz 1 die Rettungswege auf dem Grundstück, die Zufahrten, Aufstell- und Bewegungsflächen nicht frei hält,
	2. entgegen § 31 Absatz 2 die Rettungswege in der Versammlungsstätte nicht frei hält,
	3. entgegen § 31 Absatz 3 Türen in Rettungswegen verschließt oder fest stellt,
	4. entgegen § 32 Absatz 1 die Zahl der genehmigten Besucherplätze überschreitet oder die genehmigte Anordnung der Besucherplätze ändert,
	5. entgegen § 32 Absatz 3 erforderliche Abschrankungen nicht einrichtet,
	6. entgegen § 33 Absatz 1 bis 5 andere als die dort genannten Materialien verwendet oder entgegen § 33 Absatz 6 bis 8 anbringt,
	7. entgegen § 34 Absatz 1 bis 3 Ausstattungen auf der Bühne aufbewahrt oder nicht von der Bühne entfernt,
	8. entgegen § 34 Absatz 4 pyrotechnische Gegenstände, brennbare Flüssigkeiten oder anderes brennbares Material außerhalb der dafür vorgesehenen Magazine aufbewahrt,
	9. entgegen § 35 Absatz 1 und 2 raucht oder offenes Feuer, brennbare Flüssigkeiten oder Gase, explosionsge-fährliche Stoffe oder pyrotechnische Gegenstände verwendet,
	10. entgegen § 36 Absatz 4 die Sicherheitsbeleuchtung nicht in Betrieb nimmt,
	11. entgegen § 37 Laseranlagen in Betrieb nimmt,
	12. als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalterin oder Veranstalter oder beauftragte Veranstaltungsleitung entgegen § 38 Absatz 2 während des Betriebes nicht anwesend ist,
	13. als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalterin oder Veranstalter oder beauftragte Veranstaltungsleitung entgegen § 38 Absatz 4 den Betrieb der Versammlungsstätte nicht einstellt,
	14. entgegen § 40 Absatz 2 bis 5 in Verbindung mit § 38 Absatz 1 als Betreiberin oder Betreiber, Veranstalterin oder Veranstalter oder beauftragte Veranstaltungsleitung den Betrieb von Bühnen oder Szenenflächen zulässt, ohne dass die erforderlichen verantwortlichen Personen oder Fachkräfte für Veranstaltungstechnik, die er-fahrenen Bühnenhandwerkerinnen oder Bühnenhandwerker oder Beleuchterinnen oder Beleuchter oder die aufsichtführenden Personen anwesend sind,
	15. entgegen § 40 Absatz 2 bis 5 als verantwortliche Person oder Fachkraft für Veranstaltungstechnik, als erfahrene Bühnenhandwerkerin oder erfahrener Bühnenhandwerker oder Beleuchterin oder Beleuchter oder als aufsichtführende Person die Versammlungsstätte während des Betriebes verlässt,
	16. als Betreiberin oder Betreiber entgegen § 41 Absatz 1 und 2 nicht für die Durchführung der Brandsicherheitswache sorgt oder entgegen § 41 Absatz 3 die Veranstaltung nicht anzeigt,
	17. als Betreiberin oder Betreiber oder Veranstalterin oder Veranstalter die nach § 42 Absatz 2 vorgeschriebenen Unterweisungen unterlässt,
	18. als Betreiberin oder Betreiber oder Veranstalterin oder Veranstalter entgegen § 43 Absatz 1 bis 3 keinen Ordnungsdienst oder keine Ordnungsdienstleitung bestellt,
	19. als Ordnungsdienstleitung oder Ordnungsdienstkraft entgegen § 43 Absatz 3 oder 4 ihren oder seinen Aufgaben nicht nachkommt,
	20. als Betreiberin oder Betreiber einer der Anpassungspflichten nach § 46 Absatz 1 nicht oder nicht fristgerecht nachkommt.
	§ 48
	Potsdam, den 28. November 2017
	Die Ministerin für Infrastruktur und Landesplanung
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	Anlage1
	Anlage 1 
	(zu § 39 Absatz 1)
	Als Befähigungszeugnis kann auch ein Ausweis im Format 5,4 cm x 8,6 cm mit den erforderlichen Daten ausgestellt werden.

	Anlage2
	Anlage 2
	(zu § 45 Absatz 2)
	GASTSPIELPRÜFBUCH
	nach § 45 Absatz 2 der Brandenburgischen Versammlungsstättenverordnung (BbgVStättV)
	Gastspielveranstaltung

	Art der Veranstaltung
	Veranstalterin/Veranstalter
	Straße, Hausnummer
	PLZ, Ort
	Telefon
	Fax
	E-Mail
	das Gastspielprüfbuch gilt bis zum
	Auf der Grundlage der Angaben in diesem Gastspielprüfbuch, evtl. Auflagen und einer
	nichtöffentlichen Probe am
	in der Veranstaltungsstätte
	ist der Nachweis der Sicherheit der Gastspielveranstaltung erbracht.
	Dieses Gastspielprüfbuch ist in drei Ausfertigungen ausgestellt worden, davon verbleibt eine 
	Ausfertigung bei der ausstellenden Behörde
	ausgestellt am
	durch
	Stand 08-2017
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	Name der Geschäftsführung/
	Vertretung der Veranstalterin/ des Veranstalters:
	(Anschrift, falls diese nicht mit der des Veranstalters identisch ist.)
	Straße, Hausnummer
	PLZ, Ort
	Telefon
	Fax
	E-Mail
	Dieses Gastspielprüfbuch hat fünf Seiten und folgende Anhänge:
	Seiten statische Berechnungen (Anhang 1) 
	Seiten Angaben über das Brandverhalten der Materialien (Anhang 2)
	Seiten Angaben über die feuergefährlichen Handlungen (Anhang 3)
	Seiten Angaben über pyrotechnische Effekte (Anhang 4)
	Seiten Sonstige Angaben z. B. über Prüfzeugnisse, Baumuster (Anhang 5)
	Seiten
	Seiten
	Veranstaltungsleitung gemäß § 38 Absatz 2 und 5 BbgVStättV für die geplanten Gastspiele ist
	Frau/Herr:
	Verantwortliche Personen für Veranstaltungstechnik der Fachrichtung nach § 39 Absatz 1 BbgVStättV sind:
	1.
	Bühne/Studio
	Frau/Herr: 
	Befähigungszeugnis-Nr.:
	Ausstellungsdatum:
	ausstellende Behörde:
	2.
	Halle
	Frau/Herr: 
	Befähigungszeugnis-Nr.:
	Ausstellungsdatum:
	ausstellende Behörde:
	3.
	Beleuchtung
	Frau/Herr: 
	Befähigungszeugnis-Nr.:
	Ausstellungsdatum:
	ausstellende Behörde:
	4.
	Fachkraft für Veranstaltungstechnik bei Szenenflächen mit nicht mehr als 200 m² Grundfläche (§ 40 Absatz 4 BbgVStättV)
	Frau/Herr:
	Stand 08-2017
	- Seite 3 -
	1. 
	Ausführliche Beschreibung der Veranstaltung
	(Angaben zur Veranstaltungsart zu den vorgesehenen Gastspielen, zur Anzahl der Mitwirkenden, zu feuergefährlichen Hand-lungen, pyrotechnischen Effekten, anderen technischen Einrichtungen, z. B. Laser, zur Ausstattung, zum Ablauf der Veran-staltung und zu sonstigen Vorgängen, die Maßnahmen zur Gefahrenabwehr erforderlich machen)
	2.
	Darstellung der Aufbauten, Ausstattungen, technischen Einrichtungen
	(Die Aufbauten und Ausstattungen sind zu beschreiben, zeichnerisch ist der Bühnenaufbau mindestens durch einen Grundriss und möglichst durch einen Schnitt darzustellen. Werden Ausrüstungen in größerem Umfang gehangen, ist ein Hängeplan erforderlich, auf bewegliche Teile der Dekoration und zum Aufbau gehörende maschinen- und elektrotechnische Einrichtungen und die damit verbundenen Gefahren ist hinzuweisen. Es sind Angaben zu mitgeführten Bühnen/Szenenflächen, Zuschauer-tribünen und Bestuhlungen zu machen, sonstige Angaben.)
	Stand 08-2017
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	1. 
	Gefährdungsanalyse
	a)
	Bei gefährlichen szenischen Vorgängen ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen. Gefährliche szenische Vorgänge sind z. B. offene Verwandlungen, maschinentechnische Bewegungen, künstlerische Tätigkeiten im oder über dem Zuschauerbereich
	Beschreibung der gefährlichen szenischen Handlung:
	Unterwiesene Personen:
	Schutzmaßnahmen:
	Einweisung vor jeder Probe und Vorstellung erforderlich:
	ja
	nein
	b)
	Vor dem Einsatz gefährlicher szenischer Einrichtungen ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen.

	Gefährliche szenische Einrichtungen sind Geräte, Einrichtungen und Einbauten in kritischen Bereichen von Bühnen, Szenen-flächen und Zuschauerbereichen, z. B. Unterbauen des Schutzvorhangs, Anordnung von Regieeinrichtungen, Vorführgeräten, Scheinwerfern, Kameras, Laseranlagen usw. im Zuschauerraum, Leitungsverbindungen zwischen Brandabschnitten.
	Geräte, Einrichtungen und  Einbauten:
	Unterbauen des Schutzvorhangs:
	Ortsveränderliche technische Einrichtungen im Zuschauerraum:
	Laseranlagen/Standort:
	Leitungsverbindungen:
	Sonstiges:
	Stand 08-2017
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	4. 
	Auflagen
	5.
	Rechtsbehelfsbelehrung
	Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist schriftlich oder zur Niederschrift
	bei
	in
	einzulegen.
	Ort, Datum
	Behörde 
	Unterschrift
	Dienstsiegel
	Stand 08-2017
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	Anhang 1
	zum Gastspielprüfbuch
	Titel der Gastspielveranstaltung
	Standsicherheitsnachweis*)
	(ggf. Hinweis auf beigefügte statische Berechnungen)
	Stand 08-2017
	_____________________________ 
	*)  ggf. weitere Seiten anfügen

	- Seite 7 -
	Anhang 2
	zum Gastspielprüfbuch
	Titel der Gastspielveranstaltung
	Baustoff- und Materialliste

	In der Brandenburgischen Versammlungsstättenverordnung werden an die zur Verwendung kommenden Baustoffe und Materialien brandschutztechnische Anforderungen gestellt. Folgende Mindestanforderungen sind zu erfüllen:
	Ort:
	Gegenstand
	Szenenfläche ohne automatische Feuerlöschanlage
	Szenenfläche mit 
	automatischer Feuerlöschanlage 
	Großbühne 
	Zuschauerraum und Nebenräume 
	Foyers
	Szenenpodien:
	Fußboden/Bodenbeläge
	B 2
	B 2
	B 2
	B 2
	B 2
	Szenenpodien:
	Unterkonstruktion
	A 1
	A 1
	A 1
	A 1
	A 1
	Vorhänge
	B 1
	B 1
	B 1
	–
	–
	Ausstattungen
	B 1
	B 2
	B 2
	–
	–
	Requisiten
	B 2
	B 2
	B 2
	–
	–
	Ausschmückungen
	B 1
	B 1
	B 1
	B 1
	B 1
	Erläuterungen:
	Nach DIN 4102 Teil 1 gelten für Baustoffe folgende Bezeichnungen:

	nichtbrennbare Baustoffe:
	A 1

	nichtbrennbare Baustoffe mit brennbaren Bestandteilen:
	A 2

	schwerentflammbare Baustoffe:
	B 1
	normalentflammbare Baustoffe:
	B 2
	Soweit die eingesetzten Materialien keine Baustoffe sind, werden die Bezeichnungen entsprechend den für Baustoffe geltenden Klassifizierungen verwendet.
	Ort bezeichnet den Einsatzort des Baustoffes oder Materials:
	B 
	= Bühne

	S 
	= Szenenfläche

	SmF  
	= Szenenfläche mit automatischer Feuerlöschanlage

	SoL  
	= Szenenfläche ohne automatischer Feuerlöschanlage

	Z 
	= Zuschauerraum (bei Versammlungsstätten mit Bühnenhaus)

	V  
	= Versammlungsraum

	F 
	= Foyer
	Für Baustoffe und Materialien sind die Verwendungsnachweise nach den §§ 20 bis 25 der Brandenburgischen Bauordnung zu führen. Für Textilien und Möbel können gleichwertige Klassifizierungen nach den dafür geltenden DIN-Normen nachgewiesen werden.

	Ist das Material nach DIN 4102-1 geprüft und klassifiziert, so wird das Brandverhalten mit dem (allgemeinen bauaufsichtlichen) Prüfzeugnis nachgewiesen. Ansonsten ist das Material mit einem dafür durch allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis zugelassenen Feuerschutzmittel zu behandeln, durch das die Zuordnung zu einer angestrebten Baustoffklasse erreicht wird.
	Stand 08-2017
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	(noch Anhang 2)
	zum Gastspielprüfbuch
	Titel der Gastspielveranstaltung
	Zur Verwendung kommen folgende Baustoffe und Materialien*)

	Baustoff oder Material
	Feuerschutz
	lfd. Nr.
	Beschreibung
	Baustoffklasse
	A 1, A 2,
	B 1, B 2
	–
	Klassifizierung nachgewiesen durch
	Ort
	Feuerschutzmittel
	–
	Nr. des allgemeinen bauaufsichtlichen Prüfzeugnisses
	damit erreichte Baustoff-klasse
	aufgebracht am
	Stand 08-2017

	__________________________
	*)  ggf. weitere Seiten anfügen
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	Anhang 3
	zum Gastspielprüfbuch
	Titel der Gastspielveranstaltung
	Angaben über feuergefährliche Handlungen
	Dieser Anhang ist erforderlich, wenn auf der Bühne/Szenenfläche oder im Versammlungsraum szenisch bedingt geraucht oder offenes Feuer verwendet wird. Feuergefährliche Handlungen sind der zuständigen Behörde am Gastspielort anzuzeigen. Für feuergefährliche Handlungen, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Nähe des Abbrennortes zu Ausstattungen oder Personen ausgeht, ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen. Für die Einhaltung der sich daraus ergebenden Auflagen ist die Veranstalterin oder der Veranstalter verantwortlich.
	Handlungen mit offenem Feuer*)

	Zeitpunkt im Ablauf
	Anzahl
	Art
	(Zigarette,
	Kerze o. Ä.)
	Szenischer Ablauf (Ablauf der Aktion)
	Ort auf der
	Bühne/
	Szenenfläche
	Löschen/
	Aschenablage
	Nummer der
	Gefährdungs-analyse
	Erläuterungen:
	Der Zeitpunkt im Ablauf kann, je nach Veranstaltungstyp, in Akten, Szenen, Bildern, Programmpunkten oder Musikstücken oder in Minuten von einer Nullzeit ausgehend, angegeben werden. Unter Anzahl ist die Stückzahl der zu diesem Zeitpunkt entzündeten Effekte einzutragen. Art bezeichnet den Typ des Effektes (z. B. Zigarette, Kerze, Fackel, Brennpaste, Gas usw.). Ort auf der Bühne/Szenenfläche bezeichnet, in welchem Teilraum oder auf welcher Teilfläche die Aktion hauptsächlich stattfindet. Unter Löschen/Aschenablage sind die Vorrichtungen einzutragen, die für das sichere Löschen der feuergefährlichen Gegenstände oder für die Ablage der Asche vorgesehen sind.
	Stand 08-2017

	______________________________ 
	*)  ggf. weitere Seiten anfügen
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	(noch Anhang 3)
	zum Gastspielprüfbuch
	Titel der Gastspielveranstaltung
	Brandschutztechnische Gefährdungsanalyse*)
	(Für feuergefährliche Handlungen, von denen eine besondere Gefahr wegen ihrer Art oder der Nähe des Abbrennortes zu Ausstattungen oder Personen ausgeht, ist eine Gefährdungsanalyse durchzuführen.)
	Feuergefährliche Handlungen

	Gefahren durch:
	Flammbildung
	Funkenflug
	Blendung
	Wärmestrahlung
	Abtropfen heißer Schlacke
	Druckwirkung
	Splittereinwirkung
	Staubablagerung
	Schallwirkung
	Gegenseitige Beeinflussung verschiedener Effekte
	Gesundheitsgefährdende Gase, Staube, Dämpfe, Rauch
	Schutzmaßnahmen:
	Abstände zu Personen:
	Abstände zu Dekorationen:
	Unterwiesene Personen:
	Lösch- u. Feuerbekämpfungsmittel:

	Sonstige Maßnahmen:
	Stand 08-2017

	______________________________*)  ggf. weitere Seiten anfügen
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	zum Gastspielprüfbuch
	Titel der Gastspielveranstaltung
	Angaben über die pyrotechnischen Effekte
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